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I. Einführung 

Derzeit befinden sich weltweit über 40 Millionen Menschen auf der Flucht. Vier von fünf Flücht-

lingen leben in Entwicklungsländern. 15 Millionen von ihnen gelten als Flüchtlinge mit besonde-

rem Rechtsstatus. Flüchtlinge werden zur Flucht gezwungen. Die Gründe dafür sind solche der 

ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Überzeugung. Die Grenze zwischen erzwungener Flucht und freiwil-

liger Migration ist oft fließend. Bürgerkriegs-, Umwelt- oder Klimaflüchtlinge, Elends- und Wirt-

schaftsflüchtlinge gelten nach internationalem Recht zwar nicht als Flüchtlinge nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention und genießen nicht denselben völkerrechtlichen Schutz. Ihre Wanderung 

erfolgt aber oft auch aus äußerst prekärer Lage, die erheblichen Migrationsdruck und die Bereit-

schaft zur Übernahme existenzieller Risiken erzeugt. Bei der öffentlichen Anhörung werden diese 

Ursachen für Migration ebenfalls berücksichtigt. Etwa 28 Millionen Flüchtlinge – also fast drei 

Viertel aller Flüchtlinge - sind sogenannte Binnenvertriebene (Internally Displaced Persons – IDP). 

Sie sind nicht durch internationale Abkommen geschützt, befinden sich oft in ähnlichen Situatio-

nen wie internationale Flüchtlinge. Auch sie werden bei dieser öffentlichen Anhörung in die Über-

legungen einbezogen.  

Bei dieser Anhörung geht es um Migranten und Flüchtlinge aus Entwicklungsländern, die ihren 

Aufenthaltsort innerhalb eines Entwicklungslandes, in ein anderes Entwicklungsland oder in ein 

Industrieland geändert haben. Es geht um die entwicklungspolitischen Herausforderungen und 

Chancen, die ihre Wanderung für die Herkunftsgesellschaften, die Zielgesellschaften und die Be-

troffenen selber bedeuten: Kann die Entwicklungspolitik Potentiale von Migration für die Entwick-

lung in den Herkunftsländern nutzen? 

Bei Flucht über Staatsgrenzen hinweg können Flüchtlinge nach der Definition der Genfer Flücht-

lingskonvention Schutzrechte beantragen. Andere internationale Migranten, die nicht eingebürgert 

sind oder denen ein anderer legaler Aufenthaltsstatus zukommt, gelten als illegale Einwanderer 

oder Arbeitsmigranten ohne Anspruch auf Asyl. Sie haben in Deutschland und den EU-Staaten 

meist einen unsicheren Aufenthaltsstatus und sind von Abschiebung bedroht. Die zunehmende 

Zahl von Menschen, die vor allem über das Mittelmeer in die südlichen Mitgliedsstaaten der Eu-

ropäischen Union flüchten, hat erhebliches öffentliches Interesse hervorgerufen. Dabei treten in 

der Bevölkerung Gefühle der Solidarität ebenso auf wie Ablehnung der Migranten aus Angst vor 

http://de.wikipedia.org/wiki/Rassentheorie
http://de.wikipedia.org/wiki/Religion
http://de.wikipedia.org/wiki/Nationalit%C3%A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Umweltfl%C3%BCchtling
http://de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaftsfl%C3%BCchtling
http://de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaftsfl%C3%BCchtling
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wirtschaftlicher, sozialer oder mentaler Überforderung durch zu viele Zuwanderer aus Entwick-

lungsländern.  

Es wird deutlich, dass die traditionellen völkerrechtlichen Grundlagen und die bisherige Zuwan-

derungspolitik die Herausforderungen durch eine stark zunehmende Anzahl an Migranten nicht 

lösen. Weder eine „Festung Europa“ mit der gewaltsamen Abwehr der wachsenden Zuwanderer-

bewegung noch die Vorstellung einer freizügigen Aufnahme von wachsenden Zuwandererzahlen 

aus Entwicklungsländern erscheint gesellschaftlich wünschenswerten oder politischen Konsens 

zu finden. In diesem Dilemma kann die Entwicklungspolitik einen Beitrag leisten, indem sie in 

Herkunftsregionen die vermuteten Abwanderungsgründe entschärft. Welche Potentiale hat ein 

sich abzeichnender Paradigmenwechsel, der Migration direkt vor Ort in den Ländern des Südens 

steuern will? Welche legalen Möglichkeiten bestehen zur geordneten Zuwanderung nach Europa 

im Rahmen der Europäischen Migrationspolitik? Was kann getan werden, um Migration unter le-

galen Bedingungen im Interesse von Migranten und Zielregionen zu ermöglichen? 

Die neue Bundesregierung hat mit der Sonderinitiative „Fluchtursachen bekämpfen, Flüchtlinge 

reintegrieren“ im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auf 

diese politische Herausforderung reagiert.  

Explizit nicht behandelt werden sollen die kurzfristigen Nothilfen bei akuten Flüchtlingskatastro-

phen und das Management von dafür eingerichteten Flüchtlingslagern. Im Vordergrund stehen 

vielmehr grundsätzliche Fragen, die sich in einer Welt mit wachsenden räumlichen und sozialen 

Disparitäten stellen, in der Migration weiter stark zunehmen wird. Das Push-Pull-Modell der Mig-

ration geht davon aus, dass Menschen aus einem ursprünglichen Gebiet „weggedrückt“ werden 

(engl.: „to push“, „drücken“), während sie von einem anderen Gebiet „angezogen“ (engl.: „to pull“, 

„ziehen“) werden. Welche Gründe diese Migration hat, wie sie aussieht und sich entwickelt und 

welche Wirkungen sie in Herkunft und Zielländern haben, soll in der Anhörung dargelegt werden. 

Das zweite zentrale Erkenntnisinteresse, dem die Anhörung dienen soll ist, ob und wie diese Mig-

ration entwicklungspolitisch beeinflussbar ist.  

  

http://de.wikipedia.org/wiki/Englische_Sprache
http://de.wikipedia.org/wiki/Englische_Sprache
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II. Inhalte der Anhörung 

Die öffentliche Anhörung soll Informationen zu folgenden Themen bieten, die in jeweils einstün-

digen Blöcken behandelt werden sollen: 

 

1. „Formen der Migration und Flucht von Menschen in Entwicklungsländern – Ursachen, Moti-

vationen und Größenordnung“ 

 

-  Definitionen, Umfang und Formen von Migration von Menschen in Entwicklungsländern 

-  Migrationsgründe und -anlässe 

-  Politische und wirtschaftliche Partikularinteressen, die Fluchtbewegungen verstärken 

-  Migrationsströme und räumliche Verbreitung 

-  Folgen der Migration für die Ausreiseregionen 

-  Folgen der Migration für die Zielregionen in Entwicklungsländern und in Industrieländern 

-  Private Überlebensstrategien und Netzwerke zur Bewältigung der Flucht und ihrer Folgen 

 

Sachverständige: 

 

Prof. Dr. Martin Doevenspeck, Professur für raumbezogene Konfliktforschung, Universität Bay-

reuth  

 

Hans ten Feld, Vertreter des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) in 

Deutschland 
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2. „Herausforderungen und Chancen der Zuwanderung von Flüchtlingen und illegalen Zuwan-

derern aus Entwicklungsländern nach Europa und in andere reiche Zielländer und Grund-

züge der Zuwanderungspolitik der EU und ihrer Mitgliedsstaaten“ 

 

- Quantitative Entwicklung und Zielstaaten der Zuwanderung aus Entwicklungsländern nach 

Europa und in andere Industrieländer in den letzten 20 Jahren  

 

- Typisierung der Zuwanderung und ihr Wandel in den letzten beiden Jahrzehnten 

 

- Wirtschaftlicher Effekt der Zuwanderung aus Entwicklungsländern und Kosten für die öf-

fentlichen Haushalte in den Zielländern 

- Einstellungen der Bevölkerung in Europa zu Migrationsbewegungen aus Entwicklungslän-

dern 

- Inhalte und Ergebnisse der nationalen Zuwanderungspolitiken in Deutschland und relevan-

ten anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union im Vergleich 

- Inhalte und Ergebnisse Europäischer Zuwanderungspolitik 

 

Sachverständige: 

 

Dr. Manfred Schmidt, Präsident des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge  

 

Alassane Dicko, Association Malienne des Expulsés (AME - Assoziation Malischer Abgeschobe-

ner), Mali  
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3. „Möglichkeiten einer konstruktiven Entwicklungs- und Migrationspolitik, die die Potenziale 

von Migration für Entwicklung zur Geltung bringt“ 

 

- Entwicklungspolitische Ziele der Steuerung von Flüchtlings- und anderen Migrationsbewe-

gungen 

- Chancen und Grenzen der Migrationsbeeinflussung unter besonderer Berücksichtigung der 

Instrumente der Entwicklungspolitik 

- Möglichkeiten einer konstruktiven Entwicklungs- und Migrationspolitik, die die Potenziale 

von Migration für Entwicklung zur Geltung bringt 

- Anwaltliche Funktion der Entwicklungspolitik gegenüber anderen Politikbereichen im Inte-

resse von Flüchtlingen aus Entwicklungsländern und im Interesse von Entwicklungsländern, 

in denen Migration Entwicklung maßgeblich beeinflusst 

- Die Rolle der Migranten-Diaspora für Entwicklungsländer 

 

Sachverständige: 

 

Dr. Julia Duchrow, Leiterin Referat „Menschenrechte und Frieden“, Brot für die Welt 

 

Peter Bonin, Leiter Sektorprojekt „Migration und Entwicklung", Deutsche Gesellschaft für Inter-

nationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH  
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Tagesordnungspunkt  

Öffentliche Anhörung zum Thema: "Flüchtlinge, 
Migration und Entwicklungspolitik" 
 
Abg. Jürgen Klimke (CDU/CSU), Vorsitz: Meine 
Damen und Herren, wir werden jetzt beginnen, 
auch wenn das Plenum noch läuft, aber wir ha-
ben offiziell zu der Veranstaltung um 15:00 Uhr 
eingeladen. Ich begrüße Sie alle herzlich, liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen, meine Damen und 
Herren. „Flüchtlinge, Migration und Entwick-
lungspolitik“, das ist das Thema der heutigen 
Anhörung. Die Vorsitzende des Ausschusses für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (AwZ), Frau Dagmar Wöhrl, und ich werden 
die Sitzung leiten. Ich begrüße die eingeladenen 
Experten bei uns hier im Deutschen Bundestag. 
Ihr Verständnis vorausgesetzt, verzichte ich aus 
Zeitgründen auf lange Vorstellungen. In Block 1 
darf ich Herrn Professor Dr. Martin Doevenspeck, 
Inhaber des Lehrstuhls für raumbezogene Kon-
fliktforschung an der Universität Bayreuth, und 
Herrn Hans ten Feld, Vertreter des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen (UN-
HCR) in Deutschland, begrüßen. In Block 2 haben 
wir dann Herrn Dr. Manfred Schmidt, Präsident 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF), und Herrn Alessane Dicko, Vertreter der 
Assoziation Malischer Abgeschobener (AME). In 
Block 3 sind schließlich Frau Dr. Julia Duchrow, 
Leiterin des Referats "Menschenrechte und Frie-
den" bei Brot für die Welt sowie Herr Peter Bo-
nin, Leiter des Sektorprojektes "Migration und 
Entwicklung" bei der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ). Bei allen 
Sachverständigen, die ihre schriftliche Stellung-
nahme und ihr Thesenpapier abgegeben haben, 
bedanken wir uns sehr herzlich. Wir haben die 
Unterlagen allen Ausschussmitgliedern zur 
Kenntnis gegeben, sie auf die Homepage des Bun-
destages gestellt; weitere Exemplare finden Sie 
als Hardcopy ausgelegt. Nicht zuletzt heiße ich 
die Zuschauer ganz herzlich willkommen. Ich 
wünsche Ihnen eine Anhörung, die hoffentlich 
Ihren Erwartungen entspricht. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, wir haben uns in den zurückliegen-
den Monaten im AwZ häufiger mit dem Thema 
Migration beschäftigen müssen. Zuletzt hatten 
wir ein Gespräch mit dem Koordinator des UN 
World Food Programme für Syrien, Herrn 

Muhannad Hadi, denn mit jedem Kriegstag in Sy-
rien werden zusätzliche 9 000 Menschen zu Ver-
triebenen. 9,4 Millionen Flüchtlinge stehen für 
die größte humanitäre Katastrophe seit 20 Jahren. 
Ich bin in der letzten Woche in Israel gewesen, 
und auch dort gibt es dieses Thema, denn als in-
direkt betroffenes Grenzland zum Libanon kann 
es dort möglicherweise zu Eskalationen kommen. 
Die Zahl der Krisenherde insgesamt nimmt leider 
wieder zu und damit auch die Zahl der Flücht-
linge, und hier ist besonders Mittelafrika betrof-
fen. Der Krisengürtel reicht inzwischen von So-
malia über den Sudan, die Demokratische Repub-
lik Kongo, die Zentralafrikanische Republik und 
Mali bis nach Nigeria. Hier fliehen Menschen zu-
meist ohne jeden völkerrechtlichen Schutz von 
einem Krisenland in ein anderes. Laut jüngstem 
Bericht des UNHCR wurden Ende 2013 rund 33,3 
Millionen Binnenflüchtlinge gezählt. Das sind 
4,5 Millionen mehr als 2012. Weltweit sind heute 
über 40 Millionen Menschen auf der Flucht. Die 
meisten von ihnen stammen aus Entwicklungs-
ländern. Viele fliehen vor Krieg, Armut und kli-
mabedingten Naturkatastrophen, auch in Rich-
tung Europa. In diesem Sommer wird hier eben-
falls ein neuer Rekord erwartet. Deutschland 
wird hierauf nicht alleine reagieren können. Es 
ist die EU gefordert, endlich ein Konzept zu erar-
beiten, wie wir mit dieser Herausforderung in 
Zukunft umgehen wollen, können und müssen. 
Ich denke, die neue EU-Kommission wird sehr 
schnell die liegengebliebene Hausarbeit machen 
müssen. Mit der heutigen Öffentlichen Anhörung 
wollen wir uns aus entwicklungspolitischer Sicht 
mit den Ursachen und Folgen von Flucht und 
Vertreibung in den Entwicklungsländern befas-
sen, aber auch mit den Möglichkeiten und Chan-
cen von Prävention und Reintegration im Rah-
men unserer Entwicklungszusammenarbeit.  
Ich möchte noch einige Hinweise zum Ablauf ge-
ben: Wir haben diese Anhörung in drei Blöcke, 
zu je 60 Minuten aufgeteilt. Im Themenblock 1 
„Formen der Migration und Flucht von Men-
schen in Entwicklungsländern – Ursachen, Moti-
vation und Größenordnung“ geht es vor allen 
Dingen um die Formen und Ursachen der Migra-
tion. Im Themenblock 2 „Herausforderungen und 
Chancen der Zuwanderung von Flüchtlingen und 
illegalen Zuwanderern aus Entwicklungsländern 
nach Europa und in andere reiche Zielländer und 
Grundzüge der Zuwanderungspolitik der EU und 
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ihrer Mitgliedstaaten“ sollen Herausforderungen 
und Chancen der Zuwanderung aus Entwick-
lungsländern nach Europa sowie die Zuwande-
rungspolitik der EU und ihrer Mitgliedstaaten be-
raten werden. Und im Themenblock 3 „Möglich-
keiten einer konstruktiven Entwicklungs- und 
Migrationspolitik, die die Potenziale von Migra-
tion für Entwicklung zur Geltung bringt“ widmen 
wir uns dann den Fragen einer konstruktiven 
Entwicklungs- und Migrationspolitik. Es liegen 
die schriftlichen Ausarbeitungen vor, und deswe-
gen wollen wir gleich in die Fragerunde einstei-
gen und nicht noch einmal sogenannte Eingangs-
statements anhören. In jeder Fragerunde kann 
aus jeder Fraktion ein Fragesteller Fragen an die 
Sachverständigen richten. Er/Sie hat dazu eine 
Redezeit von drei Minuten, die bitte in unserem 
gemeinsamen Interesse auch einzuhalten ist. Ich 
bitte die Fragesteller zu sagen, an welchen Sach-
verständigen sich die jeweilige Frage richtet, da-
mit eine schnelle Zuordnung erfolgen kann. An-
schließend erhalten die Sachverständigen nachei-
nander Gelegenheit, die Fragen zu beantworten. 
Dazu stehen ihnen fünf Minuten Redezeit zur 
Verfügung. Sollte noch Zeit übrigbleiben, können 
wir eine verkürzte Zusatzfragerunde durchfüh-
ren. Lassen Sie mich noch einen technischen 
Hinweis für die Tribüne geben: Meine Damen 
und Herren Besucherinnen und Besucher, es ist 
nicht erlaubt, zu fotografieren; Kameras, Laptops 
usw. sind ebenfalls nicht gestattet. Bitte halten 
Sie sich daran, das ist sehr nett, danke sehr. So, 
nun kommen wir zum ersten Themenblock. Ich 
darf den Vertreter der CDU/CSU-Fraktion, den 
Kollegen Selle, bitten, die Fragen zu stellen. 
 
Abg. Johannes Selle (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Das heutige Thema „Flücht-
linge, Migration und Entwicklungspolitik“ ist ein 
ganz wesentliches Thema gerade in unserem 
Ausschuss. Wir überlegen, wie Faktoren, die 
Migration und Flüchtlingsbewegungen auslösen, 
gemildert werden können. Nun gab es in den 
Statements unterschiedliche Aussagen, wie 
selbstverständlich Migration ist, und deshalb 
richte ich die erste Frage an Herrn ten Feld. Gibt 
es in der Historie oder in der Vergangenheit ähn-
liche Ursachen für Völkerwanderungen und Mig-
rationsbewegungen? Welche Erfahrungen haben 
Sie in Hinsicht auf konfliktiver oder auch harmo-

nische Verläufe, und können diese uns heute An-
regungen zum besseren Umgang mit den aktuel-
len Migrationsbewegungen in und aus Entwick-
lungsländern bieten? Es gibt in vielen Ländern 
Flüchtlingslager, die mehr als nur einen kurzen 
Bestand haben. Sie sind viele Jahre in Funktion 
und sehen teilweise aus wie Städte. Ist es eigent-
lich so, dass sich Flüchtlingslager hin zu Städten 
entwickeln können, dass sie, als Provisorien be-
ginnend, dann zu einer Entwicklung beitragen 
können? Sollten wir vielleicht sogar zielgerichtet 
den Bau von solchen Städten für Flüchtlinge ins 
Auge fassen? An Herrn Professor Doevenspeck 
habe ich die Frage, ob Untersuchungen über die 
zukünftig zu erwartenden Migrationsbewegungen 
angestellt worden sind. Was sagen sie aus? Schät-
zungen prognostizieren ein Bevölkerungswachs-
tum von erheblichem Ausmaß in Nigeria und 
Tansania. Hätte eine solche Entwicklung auch 
auf die Migrationsbewegung Einfluss? Können af-
rikanische Gesellschaften unter den gegebenen 
Umständen diese Bevölkerungsentwicklung, ver-
bunden mit Urbanisierung und sozialem Wandel, 
in Würde bewältigen oder erwarten Sie einen 
umfassenden Zerfall, nicht nur von Staatlichkeit, 
sondern auch von gesellschaftlicher Orientie-
rung, hin zu chaotischen Verhältnissen mit 
ebenso chaotischer Migration? 

Der Vorsitzende: Danke sehr für die zeitliche 
Punktlandung. In der weiteren Reihenfolge Frau 
Roth, Frau Heinrich und Herr Movassat. Zu-
nächst Frau Roth von der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 

Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich freue mich sehr, dass Sie alle da sind und wir 
über dieses so wichtige und zentrale Thema re-
den können. Ich möchte mich zuerst an Herrn ten 
Feld richten, weil ich glaube, dass der Zusam-
menhang von Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitärer Hilfe tatsächlich eine ganz zentrale 
Frage sein wird. Ich war vor kurzem im Libanon, 
in Jordanien und im Irak. Dort war ich in mehre-
ren sehr großen Lagern, so im Lager Zaatari in 
Jordanien mit 125 000 Flüchtlingen oder auch in 
der kurdischen Region mit 65 000 Menschen. Die 
Mitarbeiter vom UNHCR sagen, wir müssen ei-
gentlich jetzt eine Stadt bauen, weil die Men-
schen nicht unmittelbar in ihre Heimat zurück 
können, und das ist auch nicht in drei Monaten 
oder in einem halben Jahr möglich. Ich habe 
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Herrn Kilian Kleinschmidt vor Ort gefragt, mit 
welchen Zeiträumen er rechnet. Seine Antwort 
war, dass er von zehn Jahren ausgeht. Das heißt, 
dass es die Arbeit vom UNHCR sein wird, eine 
Stadt zu bauen. Es muss ein Stadtviertel einge-
richtet werden, zu dem eine Kirche gehört, und 
die Beförderung von Kindern zu den Schulcon-
tainern muss ebenfalls sichergestellt werden. Wie 
verändern sich Ihr Engagement und Ihre Politik, 
wenn wir über langfristige Vertreibung oder 
Flucht reden? Sie sagen zum einen in Ihrer Stel-
lungnahme, dass der UNHCR keine Organisation 
der Entwicklungszusammenarbeit ist und zum 
anderen beschreiben Sie die Notwendigkeit, das 
miteinander zu verknüpfen. Das war der erste 
Punkt. Zweiter Punkt: Die Neutralität der huma-
nitären Hilfe ist ein hohes Gut. Ich war Men-
schenrechtsbeauftragte und auch zuständig für 
Humanitäre Hilfe. Nach Informationen der New 
York Times kommen 85% der internationalen 
humanitären Hilfslieferungen und rund 70% der 
medizinischen Hilfsgüter beim Assad Regime an. 
Es gibt immer große Debatten über die Zusam-
menarbeit mit dem jeweiligen Staat. Was bedeu-
tet das nun für die Unabhängigkeit oder Neutrali-
tät von humanitärer Hilfe der UN-Organisatio-
nen? Gibt es da nicht eine Art humanitäres Di-
lemma, wenn mit diesen internationalen Hilfslie-
ferungen eine Seite unterstützt wird und die an-
dere leer dasteht. Ich sage das jetzt ein bisschen 
holzschnittartig, aber ich glaube, das ist ein rich-
tig großes Problem. Muss sich das Konzept von 
Neutralität der Humanitären Hilfe angesichts des-
sen, was wir in Syrien erleben, nicht ändern? In 
einer zweiten Runde würde ich dann Prof. Do-
evenspeck befragen wollen. 

Der Vorsitzende: Danke, und es sieht gut für die 
zweite Runde aus, weil wir unsere Zeiten bislang 
einhalten. Frau Heinrich von der Fraktion der 
SPD. 

Abg. Gabriela Heinrich (SPD): Auch ich freue 
mich sehr, dass wir heute die Gelegenheit haben, 
über dieses Thema zu reden und würde mich 
ganz gerne in der ersten Runde auf den Bereich 
Motivation von Migration beschränken. Wir kön-
nen feststellen, dass immer weniger Flüchtlinge 
unter den Schutz der Genfer Konvention fallen. 
Sie sind meist nicht politisch verfolgt, sondern 
fliehen allgemein vor Gewalt und Zerstörung ih-
rer wirtschaftlichen Lebensgrundlage. Professor 

Dr. Doevenspeck, Sie gehen in Ihrer Stellung-
nahme weiter, denn Sie sagen, dass es eigentlich 
auch dann Migration ist, wenn verbesserte Le-
bensbedingungen erreicht werden sollen. Wenn 
man sich die aktuellen Entwicklungen der letzten 
Wochen vor Augen führt, ist das bemerkenswert. 
3 000 Flüchtlinge vor der italienischen Küste, die 
einen ungeheuer gefährlichen Weg auf sich neh-
men. Unterscheiden Sie dann zwischen den 
Fluchtwegen? Wenn man damit rechnen muss, 
sein Leben zu verlieren oder das Leben seiner 
Kinder zu gefährden, dann scheint die Motiva-
tion von „verbesserten Lebensbedingungen“ viel-
leicht an der Stelle nicht ganz so erkennbar. Eine 
andere Frage hätte ich an Herrn ten Feld: Es geht 
in eine ähnliche Richtung wie Frau Roth bereits 
angesprochen hat. Der UNHCR plant, seine ein-
jährige Planung auf eine mehrjährige Planung 
umzustellen. Wäre in diesem Umfeld eine ver-
stärkte Zusammenarbeit in Richtung auf Entwick-
lungszusammenarbeit möglich, und ist das inten-
diert? 

Der Vorsitzende: Danke sehr. Wir kommen dann 
zum letzten Kollegen in der ersten Fragerunde, 
Niema Movassat von der Fraktion DIE LINKE. 

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Dankeschön. 
Ich möchte meine Fragen zunächst an Professor 
Doevenspeck richten. Sie schreiben in Ihrem Pa-
pier von einem ausgeprägten Sedentarismus, also 
einerseits Mobilität als Ausdruck und Bedingung 
von Erfolg, Wohlstand und Freiheit in Deutsch-
land und Europa, und andererseits Migration als 
Ausdruck von Mangel und Problemen aus den 
Ländern des Südens. Wie erklären Sie sich diese 
Debatte, auch in Deutschland? Wie kann diesem 
ausgeprägten Sedentarismus aus Ihrer Sicht be-
gegnet werden? Wer ist in der Verantwortung 
und kann einen Beitrag leisten, die Debatte zu 
verändern? Vielleicht können Sie auch etwas ge-
nauer ausführen, welche Konsequenzen die der-
zeitige Abschottungspolitik der EU für Migration 
aus Entwicklungsländern hat, und zwar sowohl 
für Migrantinnen und Migranten selbst, für das 
Migrationsmuster insgesamt, aber auch für die 
Herkunfts- und Transitländer. Das hat natürlich 
auch Folgen, wenn Migrationsströme an be-
stimmten Punkten sozusagen gestoppt werden. 
Mich würde zudem interessieren, was Sie zu der 
Broschüre des BAMF aus dem Jahr 2012 sagen, 
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wo dieser Sedentarismus sehr deutlichen Aus-
druck findet, in dem darin der „Sozialschmarot-
zer“-Diskurs angefeuert wird. Ich zitiere aus der 
Broschüre: "Das damals kontinuierlich steigende 
Asylbewerberaufkommen gipfelt im Jahr 1992 in 
über 400  000 Asylbewerbern, von denen der 
weitaus größte Teil den Zuzug in die deutschen 
Sozialsysteme beabsichtigt." Das ist also der Re-
gierungsduktus an der Stelle. Übrigens ist 1992 
auch der Höhepunkt der Jugoslawienkrise gewe-
sen, weshalb es diese Migrationsbewegung gab. 
Und die letzte Frage: Es haben mehrere Sachver-
ständige in ihren Stellungnahmen Zweifel geäu-
ßert, dass Entwicklungspolitik Migration erfolg-
reich steuern kann. Wie müsste Entwicklungspo-
litik aussehen, die in Migration auch Potenzial 
erkennt und nutzt? Die Fragen an Herrn ten Feld 
würde ich dann in der zweiten Runde stellen. 

Der Vorsitzende: Das war die erste Fragerunde, 
und wir kommen nun zu den Antworten, jeweils 
fünf Minuten. Ich darf Herrn Professor Doeven-
speck als erstem das Wort geben. Bitte sehr. 

Prof. Dr. Martin Doevenspeck (Universität Bay-
reuth): Herzlichen Dank für die Einladung und 
für die Fragen. Zu künftigen Migrationsbewegun-
gen gibt es Untersuchungen und entsprechende 
Szenarien, die nur zum Teil auf dem demogra-
phischen Faktor basieren. Wenn wir uns klarma-
chen, dass im Jahr 2050 Subsahara-Afrika eine 
dreimal größere Bevölkerung haben wird als Eu-
ropa, dann ist klar, dass auch die Migration zu-
nehmen wird. Demographie ist bei den Szenarien 
jedoch nur ein Faktor. Ich denke, dazu gehört 
auch die Motivation, die eben angesprochen 
wurde. Wir müssen uns klar machen, dass es 
vielschichtige Gründe gibt, zu migrieren, und die 
Migrationsmotive deshalb sehr differenziert be-
trachtet werden müssen. Klar ist, Migration wird 
zunehmen, und darauf müssen wir uns vorberei-
ten oder dürfen wir uns vorbereiten. Migration 
nimmt seit mindestens drei Jahrzehnten zu. Das 
gilt sowohl für die Binnenmigration im Globalen 
Süden als auch für die internationale Migration 
nach Europa. Ich habe versucht, in meinem The-
senpapier deutlich zu machen, dass Migration 
Folgemigration nach sich zieht. Man muss dazu 
sagen, dass die Datenlage sehr schlecht ist. Wenn 
wir uns Afrika anschauen, haben wir kaum ver-
lässliche Daten zur Migration, es gibt keinen ver-
nünftigen Zensus. Die Migration interregional, 

beispielsweise in Westafrika, wo wir lange ge-
forscht haben, ist kaum dokumentiert. Deshalb 
kann man keine verlässlichen Zahlen nennen. 
Sie haben gefragt, ob die afrikanischen Gesell-
schaften die Herausforderungen bewältigen kön-
nen oder ob das zu einem umfassenden Zerfall 
von Staatlichkeit und damit auch zu einer chaoti-
schen Migration führt. Als jemand, der seit 15 
Jahren in Afrika arbeitet oder forscht, muss ich 
sagen, dass das differenziert betrachtet werden 
muss. Natürlich ist das das Privileg der Wissen-
schaft. Es ist halt alles komplizierter als wir den-
ken. Nehmen wir einmal Somalia als Beispiel: 
Von dort kommen viele Flüchtlinge, aber wo die 
genau herkommen, kann man nicht sagen. Soma-
lia sind heute drei Staaten. Zuerst einmal hat 
dort ein Staatszerfall stattgefunden. Das ist aber 
westlich, weil das Ideal des Staates nach Weber 
von uns mitgedacht wird. Wenn man Somalia an-
schaut, und da gibt es Untersuchungen über die 
Leute, die über den Golf von Aden und von dort 
in den Jemen gehen. Das sind Menschen, die 
nicht aus Puntland oder Somaliland kommen, wo 
es wirklich staatsähnliche Strukturen gibt, son-
dern sie kommen aus Südsomalia. Also auch da 
muss man differenziert betrachten. Ganz kurz 
noch zur Bevölkerung: In der McKenzie-Logik ist 
der Bevölkerungszuwachs in Afrika positiv be-
setzt, weil das die Kaufkraft stärkt, und wir wer-
den relativ bald eine kaufkräftige Mittelschicht 
haben. Motivation von Migration: Migration und 
Flucht sind sehr schwer auseinanderzuhalten. 
Also, wenn Sie ein Bürgerkriegsland haben, wie 
zum Beispiel den Kongo, wo ich arbeite, dann 
kann man dort die ökonomischen Auswirkungen 
der bewaffneten Konflikte kaum trennen von den 
direkten Auswirkungen der Gewalthandlungen. 
Und es gibt auch Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Ländern. Nehmen wir Eritrea und Kongo: 
Aus dem Kongo finden Sie relativ wenig oder fast 
gar keine internationale Migranten, die nach Ita-
lien ankommen, aus Eritrea aber ganz viele. Das 
deutet darauf hin, dass hier ein sozial differen-
zierter Prozess stattfindet, dass es auf Netzwerke 
ankommt, die die Leute nutzen. Flucht ist medial 
sehr gut aufgearbeitet, im Vergleich dazu ist Mig-
ration, die nicht durch Flucht motiviert ist, viel 
stärker, aber sie ist nicht so präsent. Herr Movas-
sat, Sedentarismus hat damit zu tun, dass wir im-
mer denken, Migration im globalen Süden ist ein 
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Problem und hier in Europa nicht. Das hat wiede-
rum mit der kolonialen Geschichte zu tun. Die 
Bevölkerung musste immer stabilisiert werden 
aufgrund der Entwertsetzung. Die Folgen der Ille-
galisierung von Migranten hat bei der exterritori-
alen Intervention, beispielsweise in Mali, dazu 
geführt, dass auch eine Migration nach Marokko, 
nach Tunesien, nach ganz Nordafrika illegalisiert 
wurde, obwohl die Leute zum großen Teil gar 
nicht nach Europa kommen wollen. Deshalb hat 
die exterritoriale Intervention der Europäischen 
Union schwerwiegende Auswirkungen. Herr 
Dicko ist hier, der wird vielleicht noch von Ba-
mako berichten und das bestätigen. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Das war der 
erste Teil der Antworten. Ich bitte nun Herrn 
Hans ten Feld für die verbleibenden Antworten 
ums Wort. 

Hans ten Feld (UNHCR): Es gibt eine ganze Reihe 
von Fragen, auf die ich eingehen möchte. Sie ha-
ben nach ähnlichen Bewegungen in der Ge-
schichte gefragt. Solche Bewegungen gibt es na-
türlich immer wieder, und die größte Bewegung 
in der jüngeren Geschichte ist in Bangladesch ge-
wesen, wo über 10 Millionen Menschen auf der 
Flucht waren. In der Geschichte vom UNHCR 
sind lange nicht mehr so viele Menschen auf der 
Flucht gewesen wie gerade jetzt. Das haben wir 
in dem Bericht vom letzten Jahr dargelegt. 45 
Millionen Menschen sind auf der Flucht, und der 
Trend ist steigend. So hoch waren die Zahlen 
nicht mehr seit Anfang der 90er Jahre. Bezüglich 
der Frage von Frau Roth, inwieweit sich aus 
Flüchtlingslagern Städte entwickeln können, ist 
es natürlich von Fall zu Fall unterschiedlich, wie 
sich die Flüchtlingsaufnahme entwickelt. Trend 
ist allerdings, dass immer weniger Flüchtlinge in 
Lager aufgenommen werden. In Syrien ist Al Zaa-
tari eher eine Ausnahme. Der UNHCR sieht sich 
als Wegbereiter für die sogenannten protected re-
fugee situations, die dann notwendig werden, 
wenn eine Flüchtlingssituation tatsächlich auf 
zehn oder mehr Jahre angelegt ist, und das sehen 
wir leider in 75% der Fälle. Es müssen nicht un-
bedingt Städte gebaut werden, aber zumindest 
muss die Infrastruktur errichtet werden, damit 
die aufnehmenden Gemeinschaften diese Steige-
rung von Menschen bewältigen können. Entwick-
lung, Struktur und Infrastruktur müssen entste-

hen, Schulen, Kliniken und Straßen müssen ge-
baut werden. Das geht letztendlich weit über die 
Möglichkeiten vom UNHCR hinaus, denn dieser 
ist, wie gesagt, keine Entwicklungsorganisation. 
Aber wir sehen über die Jahre hinweg, dass viele 
Flüchtlingssituationen einfach vergessen werden 
und über die humanitäre Ersthilfe und Nothilfe 
keine strukturelle Hilfe geleistet werden kann. 
Solange ich beim UNHCR bin, kämpfen wir, um 
einen guten Übergang von Nothilfe zu längerfris-
tiger Hilfe zu erreichen. Wir haben jetzt eine Lö-
sungsalternative entwickelt, an der die deutsche 
Regierung Interesse bekundet hat, mitzuwirken, 
damit die Übergangshilfe funktioniert und eine 
längerfristige Entwicklung möglich wird. Es gab 
auch Fragen über die Neutralität von Hilfe. Das 
Bemühen ist natürlich immer, den Leuten zu hel-
fen und die zu erreichen, die Hilfe brauchen. Der 
Zugang zu den Flüchtlingen ist oft das Problem, 
ob innerhalb Syriens oder auch in Myanmar, wo 
ich selber zwei Jahre gewesen bin. Da muss der 
Zugang von beiden Parteien erlaubt sein. Der 
Grundsatz ist natürlich, den Leuten zu helfen, 
die die Hilfe brauchen, wo immer sie auch sein 
mögen, ob in Regierungsgebieten oder in Gebie-
ten, die nicht von der Regierung kontrolliert wer-
den. Da war auch noch eine Frage zum Flücht-
lingsbegriff, der mittlerweile über die Genfer 
Konvention hinausgehen würde. Über die Jahre 
hinweg, und Herr Schmidt weiß das auch sehr 
gut, hat es mehr und mehr Abkommen gegeben, 
die ich selbstverständlich anerkenne. So sind 
Flüchtlinge Menschen, die nicht nur politisch o-
der religiös verfolgt sind, sondern auch vor Krieg, 
vor Bürgerkrieg und vor Gewalt insgesamt flie-
hen. In Afrika gibt es dazu ein eigenes Abkom-
men, die AU-Konvention, aber auch in Europa 
und in dem europäischen Asylsystem ist der Be-
griff mittlerweile gesetzlich oder jedenfalls in Re-
geln festgelegt. 

Der Vorsitzende: Meine Damen und Herren, wir 
haben jetzt die Möglichkeit einer weiteren Frage-
runde von zwei Minuten. Folgende Reihenfolge 
ergibt sich nach den Wortmeldungen: Frau Abg. 
Claudia Roth, Herr Abg. Niema Movassat, Frau 
Abg. Gabriela Heinrich und dann Herr Abg. Jo-
hannes Selle. Daran schließt sich die fünfminü-
tige Beantwortungsrunde an. Frau Roth, bitte. 
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Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich finde es spannend, dass das Lager Zaatari mit 
125 000 Menschen jetzt eine Städtepartnerschaft 
mit Amsterdam eingegangen ist. Amsterdam hat 
5.000 Fahrräder dorthin geschickt, sodass die 
Kinder zu den Schulcontainern fahren können. 
Da passiert etwas Neues, und es ändert sich un-
glaublich viel. Meine Frage: Wir haben gerade die 
Wahlen zum Europaparlament hinter uns und ei-
nen dramatischen, ich finde unterschätzten, 
Rechtsruck von Parteien erleben müssen, bei-
spielsweise in Dänemark, von dem die Einwoh-
ner sagen, sie sind das glücklichste Land auf der 
Welt. Warum gewinnt dort eine Partei, die auch 
mit der Angst vor Migration und vor Flüchtlin-
gen Wahlkampf gemacht hat. Auch in Frankreich 
und Großbritannien gibt es einen Rechtsruck. Die 
AfD schürt hier genauso mit ihren Äußerungen 
gegen Roma die Angst, dass zu viele kommen, 
die nicht integrierbar sind und auch nicht so in-
telligent wie Herr Lucke usw. Was haben wir an 
dieser Stelle falsch gemacht, oder was müssten 
wir anders machen? Sie weisen zu Recht auf das 
innovative Potenzial hin, weil Sie sagen, in die-
ser globalen Welt ist Migration ein Normalfall. 
Ich komme aus Augsburg, der drittgrößten Stadt 
in Bayern, und dort haben 40% der Bevölkerung 
und 60% der Kinder eine Migrationsgeschichte. 
Also, was machen wir falsch, dass solche Bewe-
gungen oder Parteien einen derartigen Zuspruch 
bekommen? Vielleicht können Sie auch noch ein-
mal deutlich machen, dass es eben nicht nur die 
Ärmsten der Armen sind, die sich auf den Weg 
machen. In Subsahara-Afrika sind nun wirklich 
die ganz, ganz Armen, die zu der „least migratory 
region of the world“ zählen. Wie geht man in sol-
chen Regionen von Armut mit Binnenflüchtlin-
gen um? Gibt es einen anderen Umgang mit Men-
schen, und haben wir humanitäre Verantwortung 
verloren? 

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Zunächst 
meine Fragen an Herrn ten Feld: Ich möchte auf 
die Problematik des Flüchtlingslagers Choucha 
an der tunesisch-libyschen Grenze eingehen, das 
mitten in der Wüste liegt. Das Lager wurde im 
Zuge des Krieges in Libyen errichtet und hat ne-
ben libyschen Flüchtlingen auch Flüchtlinge aus 
Subsahara-Afrika aufgenommen, insgesamt bis zu 
20 000 Flüchtlinge. Mittlerweile ist das Lager ei-
gentlich geschlossen. Trotzdem hielten sich zu-

mindest letztes Jahr noch mehrere hundert Men-
schen dort auf, weil die lokalen Integrationspro-
gramme nicht funktioniert haben und selbst die 
lokale Bevölkerung einer hohen Arbeitslosigkeit 
ausgesetzt ist. Die Versorgung im Lager war sehr 
schlecht und diejenigen, die dort sind, sind ei-
nem starken Rassismus ausgesetzt. Das dokumen-
tieren auch diverse Gutachten. Der UNHCR hat 
trotz all dieser Problematik keine sogenannte 
Umsiedlungsanfrage an Deutschland oder andere 
Länder gestellt. Warum eigentlich nicht? Was ist 
der Grund, warum man in so einer wirklich 
schwierigen und katastrophalen Situation nichts 
getan hat? Gestern haben Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler von vier Friedens- und Kon-
fliktforschungsinstituten gefordert, dass Deutsch-
land 200 000 syrische Flüchtlinge aufnehmen 
solle, um der Verantwortung für das massive 
Leid in Syrien nachzukommen. Was halten Sie 
von der Forderung? Wie beurteilen Sie die Ab-
schottungspolitik der Europäischen Union, auch 
durch die Europäische Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (Frontex), 
die es Flüchtlingen äußerst schwer und vor allem 
gefährlich macht, nach Europa einzuwandern? 
Wie beurteilen Sie die Dublin III-Regelung und 
die zu sicheren Drittstaaten, wonach die Verant-
wortung für einen Großteil der Flüchtlinge an die 
Länder der EU-Außengrenze sowie auf so ge-
nannte sichere Drittländer abgeschoben wird? 

Abg. Gabriela Heinrich (SPD): Es ist schon ein 
wenig unbefriedigend, bei den Fragen von Thema 
zu Thema zu springen, ohne dabei richtig ins De-
tail zu gehen. Trotzdem möchte ich einen weite-
ren Bereich ansprechen: Sie haben, zum Beispiel 
auf Eritrea bezogen, gesagt, dass es auch von 
Netzwerken abhängig ist, wohin sich die Flücht-
lingsströme richten, auch im Hinblick auf Eu-
ropa. Haben Sie genauere Erkenntnisse darüber, 
denn das ist ein Thema, was uns ebenfalls im 
AwZ sehr beschäftigt? Gehören da auch Netz-
werke zu, die wir zum Menschenhandel rech-
nen? Gerade hier geht es in den letzten Jahren, 
auch in Bezug auf die Flüchtlinge, die übers 
Meer kommen, um unendlich hohe Summen, die 
im Vorfeld bezahlt werden müssen oder dann tat-
sächlich durch entsprechend geschlossene Ver-
träge im Nachhinein eingetrieben werden. Das 
führt unweigerlich zu einem ungeheuren Druck 
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auf diejenigen, die es schaffen, nach Europa ein-
zureisen und dann immer noch nicht frei sind 
und sich selber versklaven müssen.  

Abg. Johannes Selle (CDU/CSU): Ich würde gerne 
nochmals nachfragen, denn aufgrund meiner in-
tensiven Befassung mit dem Südsudan weiß ich, 
dass Migrationsdruck auch völlig unvorhersehbar 
entsteht. Kann man potentielle Zentren von Mig-
ration ausmachen, und ist es möglich, sich darauf 
einzustellen? An Herrn ten Feld die Frage: Migra-
tion ist auch ein Problem für die Betroffenen, 
denn für sie geschieht diese nicht immer freiwil-
lig, nach dem Motto „Das Gute liegt in der 
Ferne.“ Muss hier nicht ein tragfähiges Konzept 
versuchen, Flüchtlingen regionennah zu helfen? 
Kann man dann nicht auch versuchen, natürlich 
in Absprache mit den beteiligten Ländern, ein 
Element von Entwicklungspolitik unterzubrin-
gen? So könnte man sagen, hier bauen wir eine 
Stadt oder eine Region mit Infrastruktur, die auch 
zum Nutzen der lokalen Bevölkerung sein wird 
und die von dieser Entwicklung und Investitio-
nen profitiert. 

Der Vorsitzende: Das war die zweite Fragerunde, 
und wir kommen jetzt zu den Antworten. Zu-
nächst Herr Professor Doevenspeck, dann Herr 
Hans ten Feld. Bitte sehr. 

Prof. Dr. Martin Doevenspeck (Universität Bay-
reuth): Vielen Dank. Die Frage, ‚Was machen wir 
falsch, was haben wir falsch gemacht‘ kann ich 
natürlich nicht mit einer einfachen Handlungs-
empfehlung beantworten. Ich denke, es gibt sehr 
viele Mythen im Bereich von Migration, und das 
erste, was geschehen müsste, wäre eine Entmysti-
fizierung, d. h. wir müssten uns erst einmal bes-
ser darüber klar werden, was sind Migrationsver-
läufe, und was sind Motive. Es müsste Studien 
darüber geben, wo diese Menschen verbleiben o-
der wie sie weiter wandern. Dann müssten wir 
auf jeden Fall immer wieder deutlich machen, 
dass lediglich ein verschwindend geringer Teil 
dieser Menschen bei uns ankommt. Die größte 
Last und die größten Herausforderungen entste-
hen im globalen Süden selbst, und dort können 
wir uns eine ganze Menge abschauen, wie mit 
Migration und Integration umgegangen wird, ob-
wohl es dort auch restriktiver wird als es früher 
war. Ich denke, dass insgesamt eine Entromanti-
sierung stattfinden muss. Auf der einen Seite gibt 

es alarmierenden Statements, aber auf der ande-
ren Seite wird Migration auch romantisiert. Das 
genau wollte ich nicht mit meinem Exkurs zum 
Senetarismus und zur Normalität von Migration. 
Natürlich ist es klar, und das muss deutlich ange-
sprochen werden, dass Zuwanderung und Ein-
wanderung auch Probleme mit sich bringen. Das 
ist völlig normal. Aber diese Probleme bergen 
durchaus innovatives Potential. Was man wirk-
lich machen kann, ist rational darüber aufzuklä-
ren, wer überhaupt kommt, was diese Leute tun 
und welche Effekte sie haben können. Da gehört 
auch die Frage hinzu, wie die Sozialsysteme 
dazu beitragen können. Das ist ganz wichtig. Sie 
haben Recht, dass Armut eine relative Kategorie 
ist. Wenn ich sage, es kommen nicht die Ärmsten 
der Armen und Sie erwidern, dass ganz Afrika 
wenig entwickelt ist, dann haben wir beide 
Recht. Wenn wir uns anschauen, wer bleibt und 
wer geht, kann man feststellen, dass Migration 
und die damit verbundene Aufbruchsentschei-
dung ein sehr selektiver Prozess ist. Menschen 
nehmen bestimmte strukturelle Faktoren, die 
vielleicht zur Migration beitragen, unterschied-
lich wahr. Manche Leute bleiben, manche gehen. 
An diesem Punkt wäre Armut wirklich als rela-
tive Kategorie zu sehen. Man braucht bestimmte 
Ressourcen, um überhaupt migrieren zu können. 
Aber es ist auch so, dass der Menschenhandel 
eine Rolle spielt. Menschenhandel und Flucht 
sind medial sehr breit bearbeitet. Viele Forschun-
gen sind Auftragsforschungen, in denen ein Zu-
sammenhang zwischen Menschenhandel und 
Zwangsmigration aufgezeigt wird. Das sind dann 
Themen, für die man Geld bekommt. Es passt 
dann nicht, wenn ganz normale Migration unter-
sucht und festgestellt wird, dass die meisten 
Leute, gerade aus Afrika, ganz legal nach Europa 
kommen und einfach hierbleiben. Sie integrieren 
sich in ihr soziales Umfeld, das bereits vor Ort 
existiert. Ich spreche nicht von Flüchtlingen, 
denn es gibt einen gewaltigen Unterschied zwi-
schen Flüchtlingen und Migranten und Migran-
tinnen. Wenn wir in den Senegal schauen, dann 
ist da mittlerweile ein Markt entstanden, wo man 
nicht mehr vorher zahlen muss, sondern erst bei 
Ankunft. Das heißt, da hat sich etwas Neues ent-
wickelt, was ich aber nicht verallgemeinern will. 
Deshalb ist Menschenhandel natürlich ein Prob-
lem, aber auch hier plädiere ich dafür, dass man 
immer vor Augen haben sollte, dass es viel mehr 
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Immigranten und Migranten gibt, die nicht durch 
diese Kanäle wandern. Das ist immer noch relativ 
unverstanden. Potenzielle Zentren von Migration 
entstehen dort, das können wir anhand der Zah-
len sehr gut beobachten, wo Krisen auftreten, im 
Südsudan, am gesamten Horn von Afrika, aber 
auch in Westafrika. So gibt es einen Anstieg der 
Migranten aus Mali, und Nigeria gehört auch 
dazu. Wo es instabil wird und wo Destabilisie-
rung zum Teil auch durch Intervention aus dem 
Norden entstanden ist, von dort werden wir wei-
terhin Migranten haben. Überall dort, wo bewaff-
nete Konflikte, politische Krisen und Unterdrü-
ckung herrschen, gibt es mehr Migration. Aber 
wenn wir uns den Anstieg der Migranten, bei-
spielsweise aus Westafrika, anschauen, dann be-
finden sich diese Leute in etablierten Migrations-
systemen und –netzwerken, und wir können uns 
darauf einstellen, dass weiterhin sehr viel Migra-
tion aus Westafrika kommen wird. Das ist die 
mobilste Region in Afrika, weil die Netzwerke 
etabliert sind. Wir dürfen außerdem nicht verges-
sen, dass bis Ende der 80er Jahre Migration aus 
Westafrika nach Europa nicht illegal war. Bis in 
die 90er Jahre war Migration aus Nordafrika nach 
Spanien und Italien ebenfalls nicht illegal, son-
dern es wurde erst dann illegal. Nun wandern die 
Leute natürlich weiterhin auf diesen etablierten 
Migrationskorridoren, die in den 80er, teilweise 
sogar in den 70er Jahren, angelegt wurden. Man 
kann also davon ausgehen, dass Migration weiter 
stattfinden wird.  

Hans ten Feld (UNHCR): Dankeschön. Ich darf 
mit der letzten Frage anfangen. Wenn ich das 
richtig verstanden habe, ging es um Flüchtlinge, 
denen man so viel wie möglich in der Nähe ihrer 
Heimat helfen sollte. Wir müssen wirklich im Ge-
dächtnis behalten, dass die meisten Flüchtlinge 
tatsächlich in ihrer Heimatregion sind und auch 
dort bleiben. Die größte Zahl sind die Binnen-
flüchtlinge, 33 Millionen Menschen; etwas mehr 
als 11 Millionen haben hauptsächlich in den 
Nachbarländern und ihrer Heimatregion Zuflucht 
gefunden. Dort ist die internationale Gemein-
schaft, wie der UNHCR, tätig und hilft mit der 
Nothilfe. Aber auch dort müsste längerfristige 
Hilfe geleistet werden, und es gibt gerade da zu 
viele Flüchtlingssituationen, die vergessen wer-
den. Bei dieser sogenannten „protected refugee 
situation“ kann der UNHCR mit humanitärer 
Hilfe punktuell helfen, er kann hier eine Klinik 

errichten und dort eine Schule bauen. Aber an 
diesen Stellen ist der Anschluss mit Entwick-
lungshilfe wirklich notwendig. Bei 75% der 
Fluchtbewegungen sind die Leute schon durch-
schnittlich seit 17 oder 18 Jahren auf der Flucht 
bzw. nicht mehr zu Hause, und hier müsste viel 
mehr Entwicklung stattfinden. Flüchtlinge und 
die betroffenen Regionen müssten in nationale 
Entwicklungsprogramme aufgenommen werden. 
Da fehlt es aber oft an politischem Willen. Wo es 
möglich ist, und dafür plädiert der UNHCR ver-
stärkt, muss das angegangen werden. Wir haben 
jetzt eine Zusammenarbeit mit dem UNDP, dem 
Entwicklungsprogramm der UN, und mit der 
Weltbank. Ich erwähnte kurz die Lösungsalterna-
tive, bei der manche Länder als Pilotländer jetzt 
in Angriff genommen werden. In Afrika gehören 
Sudan und Sambia dazu und in Lateinamerika 
beispielsweise Ecuador. Die Absicht besteht nach 
wie vor, dort so viel wie möglich vor Ort zu hel-
fen. Die anderen Fragen, die gestellt wurden, 
sehe ich weniger als Entwicklungsfragen. Es 
wurde nach der Aufnahme syrischer Flüchtlinge, 
nach Dublin III und dem Choucha-Lager in Tune-
sien gefragt. Sie wissen vielleicht, dass unter dem 
Pilotprogramm mit der deutschen Regierung im 
ersten Jahr eine bestimmte Zahl von Flüchtlingen 
aus Choucha aufgenommen worden ist. Der UN-
HCR kann aber leider nicht für alle Flüchtlinge 
Aufnahmeplätze finden. Global werden bloß un-
gefähr 0,5 bis 1 Prozent Plätze für Neu- oder Wie-
deransiedlung für Flüchtlinge, die nicht bleiben 
können, zur Verfügung gestellt. Für die verbliebe-
nen Choucha-Flüchtlinge arbeiten wir nun daran, 
sie lokal zu integrieren. Vielleicht wird da zu-
künftig mehr Hilfe von der internationalen Ge-
meinschaft geleistet, damit die Integration funkti-
oniert. Aber wir müssen als UNHCR Prioritäten 
setzen, von wo Neuansiedlungen vorgeschlagen 
werden und aus welchen Regionen Flüchtlinge 
verteilt werden können oder müssen. Und 
Choucha gehört zurzeit nicht mehr prioritär zu 
der Region, für die wir Plätze suchen. Zu Dublin 
III vielleicht nur so viel, dass es nächstes Jahr 
eine Evaluierung geben soll. Ich glaube, das sollte 
man zunächst abwarten. Der UNHCR sieht im 
Übrigen eine Verbesserung mit den Dublin-Ver-
fahren, wo nämlich eine Familienzusammenfüh-
rung erreicht werden muss. Man muss das Beste 
machen aus dem, was es zurzeit gibt. 
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Der Vorsitzende: Herzlichen Dank den beiden 
Sachverständigen. Da wir noch ein wenig Zeit 
haben, schlage ich vor, dass sich gerne noch ein 
anderer Experte zum ersten Block äußern kann.  

Dr. Julia Duchrow (Brot für die Welt): Ich möchte 
gerne zum Stichwort Menschenhandel noch et-
was sagen. Gerade in dem Bereich spielt das 
Thema Politikkohärenz eine ganz wichtige Rolle. 
Deswegen bin ich froh, dass das Thema im AwZ 
diskutiert wird und nicht nur in der Innenpolitik. 
Beim Menschenhandel wurden viele Verbesse-
rungen eingeführt auf nationaler Ebene, um Op-
fer von Menschenhandel zu schützen. Aber das 
Problem ist, dass sie nicht weit genug gehen. So 
geht es bei der Frage der Aussagewilligkeit der 
Opfer immer um eine Verknüpfung mit der Auf-
enthaltserlaubnis. Diese ist immer verbunden an 
die Bereitschaft, auszusagen. Und daran gibt es 
viel Kritik von den Organisationen, die die Opfer 
von Menschenhandel betreuen. Da wäre es zu-
nächst wichtig, wie man wirklich guten Schutz 
für die Opfer schaffen kann, um diesem Problem 
entgegenzuwirken. 

Der Vorsitzende : Herzlichen Dank allen Beteilig-
ten für die konzentrierte Mitarbeit. Wir haben 
nun also den ersten Block „Formen der Migration 
und Flucht von Menschen in Entwicklungslän-
dern – Ursachen, Motivation und Größenord-
nung“ abgearbeitet. Ich darf jetzt der Kollegin 
Dagmar Wöhrl, der Vorsitzenden des Ausschus-
ses, die Leitung übergeben. 

 

Der Vorsitz wechselt. 

 

Die Vorsitzende: Ja, vielen herzlichen Dank, lie-
ber Kollege Jürgen Klimke. Es tut mir leid, dass 
ich an dem ersten Block nicht selbst habe teil-
nehmen können, aber ich freue mich, dass ich 
den zweiten und dritten Block als Vorsitzende 
übernehmen kann. Der zweite Block hat den Titel 
"Herausforderung und Chancen der Zuwande-
rung von Flüchtlingen und illegalen Zuwande-
rern aus Entwicklungsländern nach Europa und 
in andere reiche Zielländer und Grundzüge der 
Zuwanderungspolitik der EU und ihrer Mitglied-
staaten". Ich nehme an, der Kollege Klimke hat 

sich schon für die Stellungnahmen bedankt, die 
sehr gut gewesen sind, denn sie sind eine gute 
Basis für unsere Arbeit. Eine Anhörung ist wich-
tig, und dazu gehören auch die Papiere, weil wir 
uns mit dem Thema intensiv auseinandersetzen 
können. Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüße 
ich ganz herzlich Herrn Dr. Manfred Schmidt, 
Präsident des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), und Herrn Alessane Dicko, 
von der Assoziation Malischer Abgeschobener 
(AME). Wie vereinbart, kommt zunächst die Fra-
gerunde der Kollegen, und dann schließt sich die 
Antwortrunde der beiden Sachverständigen an. 
Als erstes hat sich Frau Roth gemeldet, bitte. 

Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke Frau Vorsitzende. Ich nutze die erste 
Runde für Fragen an Herrn Dr. Schmidt, und in 
der zweiten Runde befrage ich unsern Gast aus 
Mali. Ich bin ein bisschen über den Titel dieses 
Blocks gestolpert, denn was passiert eigentlich, 
wenn man Flüchtlinge schon in der Bezeichnung 
kriminalisiert. Was geschieht mit jemandem, der 
versucht nach Europa zu kommen. Wie geht die 
Illegalisierung eines Menschen vonstatten. Es 
gibt die Debatte, die dann am Freitag im Bundes-
tag stattfinden wird, über die Definition von si-
cheren Herkunftsländern. Mein Vater seligen An-
gedenkens hat mir erklärt, was Grundrechte sind, 
und er hat gesagt, „Das Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit gehören Dir. Dafür bekommst du 
manchmal vielleicht einen drüber, aber das ge-
hört dir. Das kann dir der Staat nicht wegneh-
men.“ Das Asylrecht ist doch auch ein Grund-
recht, und das muss ich doch in Anspruch neh-
men können als Person, unabhängig davon, ob es 
dann bewilligt wird. Wie sehen Sie diese Defini-
tion von sicheren Herkunftsländern in Verbin-
dung mit dem Grundrecht auf Asyl? Ist das nicht 
ein totaler Widerspruch? Das ist zwar eine politi-
sche Frage, aber das ist ja Ihr Metier. Bei Europa 
haben wir es mit sicheren Drittstaaten und Au-
ßengrenzen zu tun. Trotzdem geht es so nicht 
weiter in Griechenland, wo es über eine Million 
Flüchtlinge gibt und gleichzeitig eine dramati-
sche Situation im eigenen Land besteht. Wie 
sieht aus Ihrer Sicht eine europäische gemein-
same Schutzverantwortung aus, wo also auch 
Finnland Verantwortung übernehmen müsste. 
Das gilt auch für Deutschland; nur weil wir keine 
Südgrenze haben, die ans Mittelmeer grenzt, kön-
nen wir uns nicht rausziehen. Wie sieht das aus 
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Ihrer Sicht aus? Es ist interessant, dass Sie schrei-
ben, dass es eine hohe Zustimmung für die Auf-
nahme von Flüchtlingen gibt, übrigens auch bei 
uns. Demnach sagen 80% „Ja, wir müssen die 
schützen.“ Wenn die Flüchtlinge da sind, dann 
gibt es aber immer wieder Probleme. Wo müssten 
Ihrer Meinung nach Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, um eine dauerhafte Akzeptanz 
herzustellen, Stichworte Recht auf Arbeit und 
Wohnung, ein Bleiberecht und, und, und? Viel-
leicht können Sie beschreiben, wodurch Akzep-
tanz gefördert werden kann, die dann Kampag-
nen, wie sie Rechts-Außen-Parteien gerne führen, 
ins Leere laufen lassen. 

Abg. Gabriela Heinrich (SPD): Vielen Dank Frau 
Vorsitzende. Ich habe das Papier vom BAMF mit 
sehr großem Interesse gelesen und glaube, dass 
wir hier eine sehr differenzierte Stellungnahme 
zu dem Problem erhalten haben. Deshalb habe 
ich den Begriff „illegal“ nicht gleich als Angriff 
verstanden. Ich würde Sie bitten, Herr Dr. 
Schmidt, das exakt herausarbeiten. Hier ist wohl 
gemeint, dass das eine Asyl ist und beim anderen 
viele Menschen aus den verschiedensten Grün-
den zu uns kommen wollen, aber im Moment 
keine Möglichkeit dazu haben. Wie müssen wir 
eigentlich unser Land zum Einwanderungsland 
umbauen, um hier weitere ganz legale Möglich-
keiten zu schaffen? Bei den Drittstaaten treibt 
mich die Frage um, ob nicht nur eine einheitliche 
Regelung das Ziel und die Lösung sein kann. 
Wenn es zukünftig in Europa uneinheitlich defi-
nierte Drittstaaten als herkunftssichere Staaten 
gibt, dann wäre eine Verschiebung innerhalb die-
ser Länder absehbar. In dem Papier geht es ganz 
viel darum, wie Ausbildungskräfte gewährleistet 
und der Fachkräftemangel verhindert werden 
können. Das beschäftigt uns im Bundestag auch 
regelmäßig. Gleichzeitig muss man natürlich ei-
nen Brain Drain verhindern. Wir sehen es schon 
im Bereich Gesundheit, wo Menschen in unse-
rem Land arbeiten und zur Wertschöpfung beitra-
gen, aber gleichzeitig in ihren entsprechenden 
Herkunftsländern, gerade in den Entwicklungs-
ländern, fehlen. Wie kann man das verhindern? 

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Ich möchte 
mit den Fragen an Herrn Dicko anfangen. In Ih-
rem Gutachten schreiben Sie, dass Mali stark von 
der Abschiebepraxis der Europäischen Union 
und der Ausweitung seiner Abschottungspolitik 

auf westafrikanische Staaten betroffen ist, insbe-
sondere durch Verhinderung von Migrationsbe-
wegung, bevor diese überhaupt Europa erreichen. 
Welche Folgen hat dies beispielsweise für den 
malischen Staat und die malische Gesellschaft, 
aber auch für die Beziehungen zwischen den afri-
kanischen Staaten untereinander? Dann interes-
siert mich, welche Auswirkung die Gestaltung 
der derzeitigen Entwicklungspolitik auf durchge-
führte Entwicklungsprojekte in Mali auf die Be-
völkerung hat? Welche Art der Entwicklung wird 
ermöglicht, und welche wird vielleicht auch ver-
hindert? Das Thema Brain Drain wurde gerade 
schon angesprochen. Inwiefern existiert dieses 
Problem in Mali? Ist es ein Problem für Mali und 
andere afrikanische Staaten? Bei uns wird häufig 
festgestellt, auch in den Konzepten des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung, dass Afrika ein Chancen-
kontinent sei. Dann wird der Rohstoffreichtum 
erwähnt und die Möglichkeiten für deutsche Un-
ternehmen, dort zu investieren und die Entwick-
lung zu unterstützen. Wie sehen Sie das? Wie 
könnte der Rohstoffreichtum zum Vorteil der lo-
kalen Bevölkerung benutzt werden? Herr Dicko, 
Sie arbeiten mit Abgeschobenen zusammen, viel-
leicht können Sie davon berichten. Mit welchen 
Problemen sind Sie konfrontiert? Welche Mög-
lichkeiten haben die Flüchtlinge, und wie unter-
stützen Sie die Flüchtlinge? Dann eine Frage an 
Herrn Dr. Schmidt: Sie haben in Ihrer Stellung-
nahme auf die erfolgreiche Arbeit von Frontex 
hingewiesen. Nun gibt es aber auch Kritik an 
Frontex, weil sie dafür sorgen, dass Migranten ge-
fährlichere und längere Wege zurücklegen muss, 
um durchzukommen. So besteht die Gefahr, dass 
Flüchtlingsboote abgedrängt und zur Umkehr ge-
zwungen werden. Wie bewerten Sie das? Es gibt 
ein Programm der italienischen Regierung, das in 
die Richtung geht, Flüchtlinge zu retten, anstatt 
sie sterben zu lassen. Wie bewerten Sie das? 

Abg. Johannes Selle (CDU/CSU): Der Titel „Her-
ausforderungen und Chancen“ ist treffend ge-
wählt, und wir wissen ganz genau und kämpfen 
mit unseren europäischen Partnern um die richti-
gen Lösungen. Welche Herausforderungen anstei-
gende Flüchtlingsströme darstellen können, se-
hen wir auf Malta, in Italien oder auch Griechen-
land. Gleichzeitig haben wir, insbesondere in 
Deutschland, die besondere Situation, dass wir 
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durch unsere kommenden demografischen Her-
ausforderungen, eine Chance hätten. Deshalb will 
ich die erste Frage an Herrn Dr. Schmidt stellen. 
Wie müsste sich die deutsche Politik verändern, 
um eine Win-Win-Situation herbeizuführen, also 
einerseits die Entwicklungseffekte für die Flücht-
linge in den Herkunftsländern zu verstärken und 
andererseits im deutschen Gemeinwesen die Ak-
zeptanz für Zuwanderung weiter zu erhöhen? Ar-
beiten Sie eigentlich mit dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung zusammen? An Herrn Dicko hätte 
ich die Frage: Traditionell spielt die Großfamilie 
in Afrika eine starke Rolle, ganz im Gegensatz zu 
der Entwicklung wie wir sie in Europa erleben. 
Die Großfamilie ist eine starke Hilfe, um eine 
Flucht zu ermöglichen, denn sie ist imstande, 
Geld zusammenzutragen. Welches sind die typi-
schen Motive von Zuwanderern aus Afrika hin-
sichtlich des eigenen Lebens und das der zurück-
gebliebenen Familie? Was erwartet die Familie 
von einem, dem sie geholfen hat und welche Ver-
pflichtung lastet auf demjenigen, der weggegan-
gen ist? 

Die Vorsitzende: Ich erteile zunächst Herrn Dr. 
Schmidt und anschließend Herrn Dicko das Wort 

Dr. Manfred Schmidt (Präsident des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge): Herzlichen 
Dank. Es ist schwierig zu antworten, weil das Ge-
samtthema ein bisschen durcheinander geht. Wir 
sprechen einmal von Migration, und dann spre-
chen wir von Flüchtlingen. Das ist nicht de-
ckungsgleich, worauf zuvor schon hingewiesen 
worden ist. Der Titel "illegal" war übrigens vorge-
geben. In der Tat ist es so, dass der Zugang in die 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Aufent-
haltsgesetz bestimmte Titel voraussetzt, wie Auf-
enthaltstitel oder Visum. Ansonsten kommt man 
nicht in die Bundesrepublik Deutschland. Jeder, 
der auf einen anderen Weg in die Bundesrepub-
lik Deutschland kommt, ist dann kraft Gesetz ille-
gal in der Bundesrepublik. Darüber kann man 
lange philosophieren und diskutieren, aber das 
ist schlicht und ergreifend im Moment die Lage. 
Das bedeutet für Flüchtlinge in der Tat, dass die 
Einreise über Griechenland, Bulgarien oder Ita-
lien, in diesem Sinne illegales Betreten unseres 
Hoheitsgebiets bedeutet. Daraus folgt aber im 
Prinzip eigentlich wenig bis gar nichts. Wir hat-
ten im letzten Jahr 127.000 Anträge und in den 

ersten fünf Monaten des Jahres 2014 gab es be-
reits 62.000 Anträge; wir rechnen 2014 mit rd. 
200.000 Schutzsuchenden oder Flüchtlingen und 
Asylsuchenden in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die werden von den 22 Außenstellen des 
Bundesamtes allesamt bearbeitet. Denn aus dem 
Begriff „illegal“ folgt nicht, dass es keine Bearbei-
tung gibt. Die Zahlen seien schon beeindruckend, 
denn von den 127.000 Anträgen stammen alleine 
37.000 Schutzanträge aus den Westbalkanstaaten. 
Dieser Zuzug setzte im Jahre 2012 ein, mit 24.000 
Anträge; und in den ersten vier Monaten 2014 
gibt es bereits etwa 14.000 bis 15.000 Anträge aus 
dem Westbalkan. Es fällt auf, dass ein Drittel da-
von Folgeanträge sind. Ein Folgeantrag wird ge-
stellt, nachdem der erste Antrag abgelehnt wor-
den ist. Die Menschen reisen zurück in die Her-
kunftsländer, und im Folgejahr wird der nächste 
Antrag gestellt. Wir beurteilen die Situation, 
möglicherweise anders als andere Organisatio-
nen, nicht als derart gravierend, dass hier die 
Genfer Flüchtlingskonvention Anwendung fin-
den kann. Wir gehen nicht davon aus, dass die 
vorhandene prekäre Situation und die sicherlich 
vorhandene Diskriminierung in den Herkunfts-
ländern dazu führen, dass Flüchtlingsschutz ge-
währleistet werden muss. Darüber kann man un-
terschiedlicher Meinung sein, aber die Bundesre-
gierung ist dieser Auffassung. Der zweite Schwer-
punkt ist gewesen, was man tun kann. In Bayern 
gibt es ein Programm, bereits während des Asyl-
verfahrens Sprachkurse anzubieten. Das führt zu 
einer gewissen Akzeptanz und sie selber können 
aktiver als Teil der Gemeinschaft leben. Was man 
für die legale Zuwanderung machen kann, ist 
eine verstärkte Werbung für die Möglichkeiten, 
über einen Aufenthaltstitel ins Land zu kommen. 
Viele, die in einem Verfahren sind, wissen gar 
nicht, welche Möglichkeiten sonst noch existie-
ren, einen legalen Aufenthalt zu bekommen. Ich 
glaube, an dieser Schraube könnte man noch ein 
bisschen drehen und bekannter machen, welche 
Möglichkeiten es gibt. Es gibt zwei Politikfelder, 
die sich ein bisschen entgegenstehen, denn auf 
der einen Seite suchen wir in Deutschland Fach-
kräfte, die Daten sind allen bekannt, auf der an-
dern Seite sind es natürlich häufig ausgebildete 
europäische Fachkräfte. Wir haben im letzten 
Jahr eine Nettozuwanderung von 457 000 Men-
schen aus Europa in die Bundesrepublik 
Deutschland gehabt. Ich glaube, dass wir mit den 
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Entwicklungsländern mehr mobile Partnerschaf-
ten errichten sollten. Wir sollten mehr darauf set-
zen, eine tatsächliche Ein- und Ausreise zu ha-
ben, um Ausbildung zu ermöglichen. Dann müs-
sen gleichzeitig Arbeitsplätze in den Ländern ge-
neriert und zur Verfügung gestellt werden. Sol-
che Projekte gibt es mit Marokko. Zu Frontex 
möchte ich anmerken, dass es im Moment 43.000 
Anlandungen in Italien gibt. Wir werden nachher 
in der zweiten Runde wahrscheinlich noch 
drüber diskutieren, aber es wird keine vernünf-
tige Lösung für dieses Problem geben. Jedenfalls 
fällt uns im Moment keine ein. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank für die Ehrlichkeit. 
Es ist schwierig, wenn man nur fünf Minuten 
Zeit hat und dann viele Fragen zu beantworten 
sind. Aber wir haben in der Tat noch die Mög-
lichkeit, die eine oder andere Frage noch zu be-
antworten. Herr Dicko, ich erteile Ihnen nun das 
Wort. 

Alessane Dicko (AME – Assoziation Malischer 
Abgeschobener): Danke schön. Ich werde versu-
chen, auf die Fragen zu antworten. Zunächst ein-
mal zu den Auswirkungen der Abschiebungen 
aus der EU. Es gibt eine direkte Auswirkung, aber 
zunächst einmal will ich sagen, welche generel-
len Resultate es hat. Jemand reist dann zum Bei-
spiel von Mali aus, denn viele Migranten aus 
Südafrika gehen über Mali. Es gibt verschiedene 
Wege, zum Beispiel auch Bewegungen von den 
Kanarischen Inseln oder über Griechenland. Das 
sind alles Wege, die sehr schwierig und gefähr-
lich sind. Aber wer sind diese Migranten und 
woher kommen sie? Nun, sie kommen aus Mali, 
also aus Westafrika. Man nennt sie Migranten, 
weil sie tatsächlich migrieren, aber sie suchen 
auch Antworten auf Fragen ihres Lebens. Sie ha-
ben gefragt, welche Auswirkungen das für unsere 
Regierungen hat. Wir haben internationale finan-
zielle und technische Partner, vor allen Dingen in 
der EU und Deutschland. Ein wichtiger Aspekt 
ist natürlich zunächst einmal, dass die Rücküber-
weisungen ausbleiben, wenn jemand abgescho-
ben wird. Diese Rücküberweisungen sind sehr, 
sehr wichtig für die zurückgebliebenen Familien, 
aber auch für die gesamte Volkswirtschaft des 
Landes. Wenn diese Gruppe von Migranten aber 
kriminalisiert oder isoliert werden, dann hat das 
ungeheure Auswirkungen auf die Summe der 

Rücküberweisungen, die zwangsläufig zurückge-
hen. Selbst die Regierung rechnet mit diesen 
Rücküberweisungen, und somit sind die Migran-
ten tatsächlich Akteure für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Mali. Es wurde bereits gesagt, 
dass es bis in die 60er und 70er Jahre keineswegs 
unmöglich war zu migrieren, vor allen Dingen 
von Mali oder dem Senegal nach Frankreich oder 
Italien. Dort brauchte man diese Arbeitskräfte. 
Jetzt geht es Europa gut, und es ist wieder aufge-
baut, und da gehen die Grenzen hoch. Dadurch 
wird die nationale malische Politik stark verunsi-
chert, denn der Staatshaushalt ist bis zu 30 Pro-
zent abhängig von den Rücküberweisungen der 
Migranten. Die Auswirkungen sind von Land zu 
Land sehr unterschiedlich, und dazu gibt es ganz 
hervorragende Dokumentationen. Sie haben zum 
Beispiel eine Dokumentation über Armutsbe-
kämpfung, die aufzeigt, dass Migration für die 
Entwicklung der Länder ganz wichtig ist. Natür-
lich hat die Abweisungspraxis auch Auswirkun-
gen auf unser Sozialleben, auf die Geschlossen-
heit unserer Gesellschaften. Migration passt in 
unser Weltbild und hat schon immer einen wich-
tigen Effekt gehabt. Es gibt allerdings ein Sprich-
wort, das besagt, wenn man aufbricht, fängt man 
bereits am ersten Tag an, seine Rückkehr vorzu-
bereiten. Genau diese Rückkehr ist nicht mög-
lich, wenn man nicht sicher ist, dass man einmal 
zur Rückkehr aufgebrochen nie wieder nach Eu-
ropa zurückkommen kann. Das ist die Situation 
in Mali, das ein Transitland ist, und übrigens 
auch für die Maghreb-Länder, bei denen die euro-
päische Nachbarschaftspolitik eine Rolle spielt. 
Was da geschieht, hat seine unmittelbaren Aus-
wirkungen auf uns, denn es gibt eine kritische 
Masse von Migranten, die in den Süden abge-
schoben werden aufgrund der Politik, die die Eu-
ropäische Union betreibt. Bei diesen Migranten 
stellt sich zunächst die Frage, wie die Großfami-
lien agieren. Es werden vermehrt Neoliberalis-
mus oder sogar neokoloniale Praktiken in unse-
rem Lande ausgeübt. Sie sehen auf einer Afrika-
Karte dreierlei: Sie können erstens feststellen, 
dass es in Afrika sehr viele bevölkerungsinten-
sive Punkte gibt. Zweitens kann man sehr viele 
Rohstoffe entdecken, wie Gold und Erz. Drittens 
werden Sie sehen, dass es immer mehr Flücht-
lingslager als richtige Städte gibt und auch Zen-
tren, in denen Wohlergehen herrscht. Das hängt 
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alles mit der Abschiebepraxis zusammen. Dar-
über hinaus gibt es noch das land grabbing, bei 
dem unsere fruchtbaren Gebiete meistbietend an 
ausländische Investoren verkauft werden. Es gibt 
ein Dorf, das auf einem Gebiet liegt, dass an ei-
nen Großinvestor verpachtet oder verkauft 
wurde, und jetzt droht den Bewohnern die Ver-
treibung ohne irgendeine Wiedergutmachung. In 
den letzten zehn Jahren wird dieses Phänomen 
land grabbing immer häufiger beobachtet, und 
hierauf haben wir keine Antworten. Warum müs-
sen wir das erleben? Anstatt zu helfen versucht 
man vielmehr, so viel wie möglich aus uns her-
auszupressen, und wir wissen letztlich nicht, wo 
wir bleiben können. Wohin geht unser Gold? Wo-
hin gehen unsere Rohstoffe? Es geht hier um di-
rekte Haushaltsbeihilfe, die die Produktion an-
kurbeln könnte. Ich glaube, man muss sich bei ei-
ner Partnerschaft auch die Frage der Verantwor-
tung stellen. Wenn man der Regierung Mittel zur 
Verfügung stellt, muss man auch fragen, wie das 
verwendet wird oder verwendet wurde. Es kann 
nicht die Rede sein von Entwicklungshilfe, so 
lange die Menschen nicht die Nutznießer dieser 
Hilfe sind. Das ist es, was ich zunächst zu sagen 
habe. 

Die Vorsitzende: Danke, und wir kommen nun 
zur zweiten Runde. Frau Roth. 

Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich will noch einmal etwas sagen zu der Auffas-
sung der Bundesregierung, dass in den Balkan-
ländern nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass ein Asylverfahren erfolgreich wäre, und des-
wegen wird es jetzt als sicheres Herkunftsländer 
definiert. Wer jemals an dem Ort war, der sich 
Deponia nennt, d. h. Müll deponieren, der mitten 
in Belgrad liegt, und wenn man die dort leben-
den Menschen sieht, dann kann man von einer 
systematischen gruppenspezifischen Verfolgung 
sprechen. Die dortigen Roma sind Opfer dieser 
gruppenspezifischen Verfolgung. Es gibt in Bel-
grad auch andere Ecken, beispielsweise unter 
Brücken, wo die Menschen menschenunwürdig 
leben müssen. Ich habe so etwas auch in Bulga-
rien erlebt, wo die Lebenserwartung von Roma 
zehn Jahre geringer ist, und hier reden wir von 
einem Mitgliedsland der Europäischen Union. 
Wenn dann gesagt wird, dass es keinen Grund 
gibt zu fliehen, obwohl es eine systematische Dis-

kriminierung im Hinblick auf Bildung, Gesund-
heit und Arbeit gibt, dann verstehe ich das nicht. 
Ich will jetzt aber nicht die anwesenden Ministe-
riumsmitarbeiter angreifen, sondern diesen Streit 
müssen wir mit der Bundesregierung führen. 
Gleichzeitig ist gestern eine Untersuchung her-
ausgekommen, wie groß der Antiziganismus in 
unserem Land ist. Herr Dicko, Sie sagen in Ihrem 
Text, dass ein produktives Zusammenspiel zwi-
schen Migration und Entwicklung unter der Vo-
raussetzung einer weitgehenden niederschwellig 
regulierten Reisefreiheit zwischen Afrika und Eu-
ropa möglich wäre. Gleichzeitig habe ich Sie aber 
so verstanden, dass Sie vor Maßnahmen warnen, 
die zu einem Brain-Drain führen können, indem 
dann hochqualifizierte Arbeitskräfte weggehen 
würden. Wie bringen Sie das zusammen, auf der 
einen Seite eine weitgehende Reisefreiheit und 
auf der anderen Seite die Warnung vor Brain-
Drain? Welche Informationen haben Sie über die 
Situation in den Ländern, in denen der arabische 
Frühling und Demokratiebewegungen stattgefun-
den haben? Es wurde mehrfach gesagt, dass die 
Stabilität in Libyen auch auf einem Abkommen 
mit Gaddafi gründete, indem er dafür gesorgt hat, 
dass Menschen, die nach Libyen gekommen sind, 
den Weg nach Europa erst gar nicht aufgenom-
men haben. In Tunesien wird als erste Unterstüt-
zungsmaßnahme ein Vertrag abgeschlossen, 
wodurch die Tunesier darauf zu achten hätten, 
dass Menschen Tunesien nicht verlassen können. 
Wie kann Stabilität entstehen, wenn Europa der-
artige Verträge mit solchen Ländern abschließt, 
die eigentlich zunächst eine demokratische Un-
terstützung und Entwicklung brauchen würden? 

Abg. Gabi Weber (SPD): Wir verrenken uns häu-
fig bei den Fragen, ob es echte Win-Win-Situatio-
nen für alle Seiten gibt. Dabei vernachlässigen 
wir völlig die Situation, aus denen diese Men-
schen kommen und betiteln sie zum Teil als Ille-
gale. Wir unterscheiden nicht wirklich zwischen 
Migration und Flüchtlingen, und Herr Schmidt, 
ich bin Ihnen dankbar für Ihre Aufforderung, 
dass wir einen Weg suchen müssen, wie legale 
Einwanderung verstärkt umgesetzt werden kann, 
denn dann hätten wir diese verrückten Diskussi-
onen nicht mehr. Meine Frage an Herrn Dicko 
lautet: Wie beurteilen Sie das, wenn wir über 
Win-Win-Situationen sprechen? Wie sieht eine 
Win-Win-Situation aus Ihrer Sicht aus? Die mir 
jetzt noch verbleibende Redezeit würde ich gerne 
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Herrn Dicko zur Verfügung stellen. 

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Ich habe 
auch noch eine Frage an Herrn Dicko zum Zu-
sammenhang zwischen entwicklungspolitischen 
Abkommen einerseits und der damit verknüpften 
Bedingung, dann andererseits Rücknahmeabkom-
men abzuschließen. Wie sehen Sie das, dass hier 
eine Kopplung stattfindet und von solchen Maß-
nahmen Entwicklungsunterstützung abhängig ge-
macht wird. An Herrn Dr. Schmidt hätte ich auch 
noch einige Fragen: Herr Dicko hatte die Mög-
lichkeit und Garantie angesprochen, nach dem 
Erlangen eines Aufenthaltsstatus, im Anschluss 
an eine Reise in die Heimat wieder nach 
Deutschland zurückkehren zu können. Das ist ein 
nicht unerheblicher Aspekt, weil der natürlich 
dafür sorgt, dass sich Menschen freier bewegen 
können durch so eine Rückkehroption. Wo steht 
das Bundesamt bei dieser Fragestellung? Sie he-
ben in Ihrer Stellungnahme positiv auf die Mobi-
litätspartnerschaften ab. Das Problem dabei ist, 
dass man damit eine Migrationsabwehr in die 
Drittstaaten verlagert. Es werden Staaten gezwun-
gen, ausgewiesene Migranten aufzunehmen, und 
dadurch fördert man kaum Mobilität. Auch in 
den afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregie-
rung sollen die Mobilitätspartnerschaften erhöht 
werden. Vielleicht können Sie Ihre Position dazu 
unter Würdigung der Kritik begründen. Dann sa-
gen Sie, ich hatte das am Anfang schon einmal 
erwähnt, in Ihrer Stellungnahme, dass die Ein-
stellung der Bevölkerung gegenüber Flüchtlingen 
eine Rolle spielt und es vom gesellschaftlichen 
Diskurs abhängt. Da komme ich auf die erwähnte 
Broschüre, in der das deutsche Asylverfahren 
ausführlich erklärt wird. Die Äußerung, dass eine 
„Einwanderung in deutsche Sozialsysteme“ statt-
findet, stärkt natürlich bestimmte Vorurteile, die 
in dieser Debatte oft mitschwingen. Derartiges ist 
nicht dazu geeignet, innerhalb der deutschen Ge-
sellschaft einen progressiven Diskurs zu unter-
stützen. Wie bewerten Sie diese Äußerungen in 
der Broschüre? 

Abg. Peter Stein (CDU/CSU): Mit der Fragestel-
lung, was man denn vor Ort tun kann, würde ich 
gerne Herrn Dr. Schmidt die Gelegenheit geben, 
zu einem Programm in seinem Hause etwas zu 
sagen. Es geht dabei ganz konkret um den Be-
reich des Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds (AMIF). Ich hatte vor zwei Wochen eine 

Zusammenkunft mit Vertretern der Migrantenor-
ganisation und der Jobcenter, und bei dieser Ge-
legenheit entbrannte eine Diskussion an den Be-
griffen Erstorientierung bzw. Erstintegration. Gibt 
es eine Definition dazu, was damit konkret ge-
meint ist. Das Programm "Solidarität und Steue-
rung der Migrationsströme" (SOLID) stellt eine 
Neuerung zum AMIF dar, weil Projektmittel auch 
Verwendung finden können in der Unterstützung 
von Unternehmen, die an Integrationsmaßnah-
men in der Ausbildung teilnehmen. Es sind also 
nicht nur die Integrierten selber förderfähig, son-
dern eben auch die Unternehmensseite. Was ver-
spricht man sich von dieser Erweiterung. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Ich gebe jetzt zu-
nächst Herrn Dicko das Wort und anschließend 
Herr Dr. Schmidt. 

Alessane Dicko (AME – Assoziation Malischer 
Abgeschobener): Reisefreiheit oder Bewegungs-
freiheit ist ein Grundrecht, das brauchen wir gar 
nicht zu diskutieren. Wenn die EU oder andere 
Länder behaupten, dass Migration illegal sei, 
dann verstößt das gegen dieses Grundrecht. Für 
uns geht es um konkrete Öffnung, denn das, was 
verboten ist, ist ganz besonders begehrt. Das Bei-
spiel der malischen Emigranten, die nach Europa 
gegangen sind, zeigt, dass diese förmlich aufge-
saugt wurden für den Wiederaufbau in Italien, 
Frankreich und anderen Ländern. Das war in den 
50er bis zu den 80er Jahren. Mehr als 85% dieser 
Migranten, die Arbeit hatten, sind nach Mali zu-
rückkehrt. Ihre Kinder sind dann als Saisonarbei-
ter phasenweise nach Europa zurückgekommen. 
Unsere Kultur der Migration ist saisonal, wir bre-
chen auf, um zurückzukommen. Von den 1980er 
Jahre bis etwa 2000 war sehr viel die Rede von 
den Illegalen in Frankreich und den Kampf ums 
Bleiberecht. Nach drei bis sechs Monaten haben 
die Migranten nur den Wunsch, ins Land zurück-
zukehren. Erst nach vier bis fünf Jahren Aufent-
halt wollen sie dauerhaft bleiben. Es stellt sich 
die Frage, was wir tun sollen, um sie einzuglie-
dern. Sobald jemand während seiner Migration 
positive Erfahrungen macht und dabei etwas 
lernt, kann dieses nach seiner Rückkehr dem Hei-
matland zugutekommen. Aber er muss dann erst 
einmal sicher sein, dass er nach Europa zurück-
kehren darf, nach seiner Rückkehr in sein Hei-
matland. Er könnte sich also durchaus am Ent-
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wicklungsprozess in seinem Herkunftsland betei-
ligen, allerdings nur, wenn er sicher sein kann, 
dass er seinen Aufenthaltstitel oder irgendwelche 
anderen Aufenthaltsberechtigungen nicht ver-
liert. Man muss wirklich sicher sein können, dass 
man in die EU zurückkommen kann. Es muss 
nicht unbedingt dasselbe Land sein, in dem man 
zuvor gearbeitet hat. Es ist durchaus denkbar, 
dass jemand, der aus Deutschland in sein Land 
zurückgekehrt ist, anschließend in Belgien arbei-
ten will. Gerade die Migranten, die in ihrem Ziel-
land am besten integriert sind, sind diejenigen, 
die wieder in ihr Herkunftsland zurückkehren 
und dort zur Entwicklung beitragen können. Das 
nenne ich eine Win-Win-Situation. Wir haben bis 
zu den 70er Jahren durchaus eine große Anzahl 
von Migranten gehabt, die in Europa ohne Prob-
leme arbeiten konnten. Das waren genau diejeni-
gen, die wieder zurückgekehrt und sich am kon-
struktivsten am Aufbau des Landes beteiligen 
konnten. Sie haben Brücken gebaut, Wasserlei-
tungen gebaut usw. und haben dazu beigetragen, 
Strukturen aufzubauen. Da fragt man sich, wohin 
die Früchte einer solchen Entwicklung führen. Es 
ist gefragt worden: „Was ist ein Migrant?“ Ein 
Migrant ist jemand, der für sich Möglichkeiten 
auftun und diese auch wahrnehmen will. Das 
geht nur dann, wenn ihm die Freiheit zugestan-
den wird, sich zwischen zwei Ländern frei bewe-
gen zu können. Ich glaube, man muss solche Ini-
tiativen fördern. Es ist auch gefragt worden: „Was 
will denn der Migrant?“ Er will Antworten su-
chen auf die strukturellen Probleme in seinem 
Herkunftsland. Wir können nicht mehr über un-
seren Grund und Boden verfügen, und wir kom-
men nicht in den Genuss der Früchte der Ent-
wicklung. Wir wollen Redistribution, soziale Ge-
rechtigkeit und eine ausgewogene Entwicklung. 
Wir wollen nicht, dass Millionen investiert wer-
den in Grenzsicherung und biometrische Merk-
male. Das ist eine Gefahr für Leib und Leben, und 
letztlich bietet das der Migration keinen Einhalt. 
Die Welt entwickelt und bewegt sich, und man 
muss sich mit ihr bewegen. Seien wir doch ein-
fach beweglich in unseren Vorstellungen, in un-
seren Köpfen, denn erst dann gibt es eine Win-
Win-Situation. Sie fragten: „Was kann man für 
die Abgeschobenen tun?“ Wenn Menschen sich 
eine gewisse Zeit in einem Land aufhalten und 
nicht völlig destabilisiert werden in diesem Auf-
nahmeland, dann können sie etwas lernen und 

das Gelernte in ihrem Herkunftsland anwenden. 
Sie sind sozusagen Vektoren neuer Fähigkeiten. 
Sie gehen als Elektriker oder Techniker in das 
Herkunftsland und bringen Fähigkeiten mit, die 
dort nicht unbedingt vorhanden sind. Wenn man 
einem Migranten ermöglicht, sich zu integrieren 
und während der Zeit seiner Integration auch Fä-
higkeiten zu erlernen, dann wird er langfristig 
ein Rückkehrprojekt entwickeln und mit den er-
worbenen Fertigkeiten in seinem Lande kon-
struktiv tätig werden. Wir brauchen natürlich 
eine Governance in diesem Bereich. Ich weiß 
nicht, ob Sie etwas über die sozialen Bewegun-
gen in Afrika erfahren haben, denn es ist häufig 
so, dass Ihre Medien sich nur für Fakten interes-
sieren. Es gibt in Afrika jedoch breite soziale Be-
wegungen, die sich genau für diese Forderungen 
stark machen. Wir brauchen Sie, zur Unterstüt-
zung beim Material, in Technik und Technologie 
und in Knowhow. Ich glaube, genau auf diese 
Weise können wir eine Win-Win-Situation errei-
chen. Vielen Dank. 

Dr. Manfred Schmidt (Präsident des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge): Die freiwillige 
Rückkehr ist von Ihnen angesprochen worden. 
Hier gehen wir von der freiwilligen Rückkehr des 
Migranten, des Nichtflüchtlings, aus. Wir haben 
eine relativ hohe Form von zirkulärer Migration. 
Etwa 10% unserer Migranten sind in der zirkulä-
ren Migration, gehen in ihre Heimatländer zu-
rück oder in andere Länder und kommen dann 
wieder in die Bundesrepublik Deutschland. 
Wenn ich von dieser freiwilligen Rückkehr spre-
che, dann versucht die EU genau das mit ihren 
Mobilitätspartnerschaften zu erreichen. Die Mo-
bilitätspartnerschaften beinhalten auch eine Vi-
sumserleichterung, und insofern stimme ich 
Ihnen zu. In dem Moment, wo wir zum Beispiel 
junge Menschen aus Mali hier ausbilden, haben 
diese anschließend die Möglichkeit, in Mali eine 
Existenz zu gründen oder dem Land mit ihrem in 
Europa oder Deutschland erworbenen Wissen un-
mittelbar zu helfen. Das ist der Sinn und Zweck 
der Mobilitätspartnerschaften gewesen. Wir sind 
auch zuständig für die Umsetzung der freiwilli-
gen Rückkehr für Ausreisepflichtige; dafür gibt es 
ein Bundesprogramm. Im letzten Jahr gab es 
10 000 freiwillige Rückkehrer, die Starthilfen für 
ihr Land bekommen haben. Darüber hinaus gibt 
es ein Programm im Kosovo, wo wir zusammen 
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mit den französischen Kollegen ein Reintegrati-
onsprogramm aufgelegt haben, und es gab ein 
Projekt in Ghana, wo wir versucht haben, über 
Starthilfen der Internationalen Organisation für 
Migration (IOM) konkrete Ausbildungen und Be-
rufe möglich zu machen. Zur BAMF-Broschüre: 
Wir schildern in unserer BAMF-Broschüre in der 
entsprechenden Passage die Entwicklung der 
Jahre 1992/93. Der von Ihnen zitierte Satz findet 
sich im Übrigen auch in der Bundestags-Drucksa-
che von 1993 zur Einführung des Asylkompro-
misses. Im Moment schauen wir uns die Zahlen 
von 1993 noch einmal an, und ich gebe Frau 
Roth Recht, da gab es viele Bürgerkriegsflücht-
linge aus dem ehemaligen Jugoslawien. Wir hat-
ten in diesem Jahr über 400 000 Schutzsuchende 
in der Bundesrepublik Deutschland, davon etwa 
115 000 aus dem ehemaligen Jugoslawien und 
auch 100 000 aus Rumänien und 31 000 aus Bul-
garien. Das heißt also, dass etwa ein Drittel der 
damals in der Bundesrepublik Deutschland 
Schutzsuchende aus anderen Ländern als dem 
Bürgerkriegsland Jugoslawien kam. Das führte 
damals zu der Entscheidung, die wir in dieser 
Broschüre zu begründen versuchen. Also, es ist 
die Geschichte von 1993 und nicht die Auffas-
sung des Bundesamtes im Jahre 2014. Zur Ersto-
rientierung: Wir haben im Moment einen Integra-
tionskurs, der für diejenigen da ist, die auf Dauer 
in der Bundesrepublik Deutschland verbleiben 
und der mit einem Sprachzertifikat und dem Ori-
entierungskurs beendet wird. Zusammen mit 
dem Sozialministerium in Bayern haben wir nun 
allerdings etwas entwickelt, das auch der Flücht-
ling, der noch im Verfahren ist, nutzen kann. 
Denn er lebt natürlich bereits in der Stadtgemein-
schaft, fährt mit dem Bus, geht zum Arzt oder 
einkaufen. Er braucht also irgendeine Orientie-
rung, eine Erstorientierung, erste Sprachmodule, 
um hier in der Bundesrepublik Deutschland 
überhaupt überleben zu können. Das wird gerade 
deswegen erforderlich, weil die aktuelle Bundes-
regierung in ihrem Koalitionsvertrag und jetzt im 
Gesetzgebungsverfahren umsetzen will, dass der 
Zugang zum Arbeitsmarkt bereits nach drei Mo-
naten möglich ist. Dieser Zugang zum Arbeits-
markt setzt aber voraus, dass ich eine Erstorien-
tierung, z.B. in der Sprache habe, denn sonst 
wird der Zugang zum Arbeitsmarkt relativ wenig 
bis gar nicht gelingen. Die Zusammenarbeit mit 
dem BMZ besteht lediglich auf Arbeitsebene. Wir 

setzen darauf, dass es mit dem Koalitionsvertrag 
zu einer kohärenten Politik zwischen Außenpoli-
tik, Entwicklungshilfe und Migration kommt. 
Bislang arbeiten diese drei Bereiche voneinander 
getrennt und mit unterschiedlichen Zielrichtun-
gen, was der gesamten Herausforderung nicht ge-
recht wird. Herzlichen Dank. 

Die Vorsitzende: Ja, vielen herzlichen Dank. Der 
Kollege Huber hat zu diesem Themenkomplex 
noch eine Frage. 

Abg. Charles M. Huber (CDU/CSU): Herr Dicko, 
mein Name ist Charles Huber, und mein Vater 
stammt aus dem Senegal. Die Küstenregion La 
Petite Cote im Senegal ist eines der Zentren der 
Migration, weil sich dort Jugendliche zusammen-
schließen und mit Booten nach Spanien reisen. 
Ich habe Leichen und gestrandete Boote gesehen, 
auf denen sicherlich 100 bis 150 Leute gestorben 
sind. Für mich ist dieses Thema also präsent, 
ohne dass ich mich mit Lampedusa beschäftige. 
Ich habe viele Positionen von Ihnen gehört, und 
mein Gesamteindruck ist, dass Sie das Asylthema 
mischen mit volkswirtschaftlichen Parametern. 
Sie haben gesagt, dass Migranten die Reisefrei-
heit haben wollen, dass sie hin und zurück und 
zurück und wieder hin möchten. Unser Land hat 
eine Volkswirtschaft, die auf wirtschaftlichen Pa-
rametern basiert, und sie ist nicht vergleichbar 
mit einer afrikanischen unregulierten Volkswirt-
schaft, wo Schattenwirtschaft herrscht. Europa ist 
erfolgreich, weil die wirtschaftlich erfolgreiche 
Volkswirtschaft auch Regulierungskriterien un-
terworfen ist. Dazu gehört auch die Regulierung 
von Zuwanderung. Es kamen dann andere Ele-
mente mit hinein, die mich ein bisschen irritiert 
haben, zumal Deutschland kein Kolonialland im 
größeren Sinne ist. Sie sprachen von Neokolonia-
lismus, Rohstoffen, Flüchtlingslagern und Land 
Grabbing. Sie haben hier die Möglichkeit, Ihre 
Wünsche bzw. Ihre Sorgen einem kompetenten 
Podium, das die Möglichkeit hat, politische Ent-
scheidungsprozesse mit zu beeinflussen, mitzu-
teilen und von Ihrer Sicht der Dinge zu überzeu-
gen. Haben Sie diese Möglichkeiten auch in Af-
rika? Ich möchte Ihnen sagen, dass all diese 
Dinge auch durch Ihre Regierungen mit verur-
sacht sind. Die Regierungen verkaufen Lände-
reien, und einige verkaufen 1.000 Hektar ererbtes 
Land an einen ausländischen Hedgefonds-Mana-
ger. Was die Rohstoffe anbelangt, werden diese 
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ebenso verkauft. Niemand drängt oder fängt des-
wegen offiziell einen Krieg an. Adressieren Sie 
diese Wünsche bitte auch an Ihre Regierung. Und 
ich möchte noch kurz sagen, dass das Asylrecht 
bzw. die Visapflicht nicht nur afrikanische Län-
der betrifft, sondern es herrscht überall auf der 
Welt Visapflicht, für Südamerikaner und für uns 
in vielen Ländern. Haben Sie also diese zuvor ge-
äußerte Kritik auch in Ihrem Ursprungsland an 
die dort Verantwortlichen im ausreichenden 
Maße adressiert? 

Alessane Dicko (AME – Assoziation Malischer 
Abgeschobener): Vielen Dank, dass Sie mir dieses 
Stichwort gegeben haben. Ich bin weder Philo-
soph noch Utopist, ich bin Aktivist. Sie haben 
von den Booten gesprochen, die sich aufgemacht 
haben von den Küsten. Dazu hat es bei „Arte“ 
eine hervorragende Dokumentation gegeben. Es 
ist schon mehr als einmal gesagt worden, dass 
diese Jugendlichen, die ins Boot gehen, die Kin-
der senegalesischer Fischer sind, die seit 10 bis 
15 Jahren keinen Fisch mehr fangen. Das liegt da-
ran, dass die Großfischerei mit ihren Schleppnet-
zen die Meere leergefischt hat, und das geschieht 
seit den 90er Jahren. Diese Jugendlichen bestei-
gen sicherlich die Schiffe auch, weil die Hilfe so 
schlecht verteilt wird. Ich bin durchaus Ihrer 
Meinung, dass ich Deutschland keinen Vorwurf 
zu machen habe, wenn ich von Neokolonialis-
mus oder Neoliberalismus spreche. Ich meine die 
Hedgefonds-Manager und die großen Investoren, 
die Land Grabbing betreiben. In den Dörfern, von 
denen ich gesprochen habe, deren Land verkauft 
worden ist, sieht man große Baumaschinen, die 
übrigens von Deutschland gegeben worden sind, 
und die machen alles dem Erdboden gleich. Die 
sorgen dafür, dass die Luft nicht mehr geatmet 
werden kann. Und genau diese Maschinen sind 
von einem befreundeten Land an unser Land ab-
getreten worden. 20 000 Personen sind von die-
ser Vertreibungsgefahr betroffen, und die Bauma-
schinen, die vor Ort tätig sind, sind unserer Re-
gierung von Deutschen verkauft worden und 
dann plötzlich in den Händen der Baufirmen 
wieder aufgetaucht. Das Geld, das für derartiges 
nötig ist, hätte vielleicht besser auf ein Bank-
konto eingezahlt werden sollen, wo es sich hätte 
entwickeln und wieder verteilt werden können. 
Wenn Maschinen, die von der deutschen Regie-
rung an unser Land gegeben worden sind, aber 

dann nach ein paar Jahren plötzlich in den Hän-
den eines Großinvestors wieder auftauchen, dann 
muss man sich schon Fragen stellen. Wenn ich 
von Neoliberalismus spreche, dann sollte das 
kein Vorwurf an die deutsche Regierung sein. In 
unserem Land sind die Folgen des Neoliberalis-
mus überdeutlich. Da gibt es Leute, die Geld aus-
geben, unter dem Vorwand wirtschaftliche Bezie-
hungen mit Deutschland oder Europa zu pflegen, 
aber die Bevölkerung bekommt nichts. Ich bin 
ein Abgeschobener, und wir haben eine Organi-
sation von Abgeschobenen gegründet. Wir ken-
nen die Gründe ganz genau, weswegen wir ein-
mal aufgebrochen sind. Wir sind dann in Europa 
gewesen, sind abgeschoben worden und stellten 
fest, dass die gleiche Problemstellung in unserm 
Herkunftsland herrschte und alles völlig unver-
ändert geblieben ist. Wir versuchen, etwas zu 
tun. Zurzeit ist unsere Bewegung zum Beispiel 
im Gespräch mit dem Ausschuss für Auswärtige 
Beziehungen unserer Regierung. Mit denen habe 
ich gesprochen, bevor ich nach Deutschland ge-
reist bin. Wir haben darüber diskutiert, welche 
Alternativen es für die Beschränkungen der Be-
wegungsfreiheit innerhalb der ECOWAS-Region 
gibt. Sie sehen also, dass in unserem Lande auch 
etwas geschieht. Meine Organisation versucht 
hier etwas zu bewirken. Wir versuchen, die Nega-
tiverfahrungen aus Europa in unserem Land um-
zuwandeln. In Europa konnten wir nicht bleiben; 
jetzt versuchen wir dafür zu sorgen, dass wenigs-
tens in unserer Region Bewegungsfreiheit be-
steht. Wir versuchen, ganz konkret für die Basis 
etwas zu tun, indem wir uns die Energien in Eu-
ropa zunutze machen. Es gibt das Netzwerk Af-
rique Europe Interact, bei dem wir mit Europa 
zusammenarbeiten, um auf diese Weise den Be-
völkerungen ein lebenswertes Leben zu gewähr-
leisten. Wir kennen die Gefahren der Immigra-
tion, und das wollen wir anderen ersparen. Ich 
glaube, eine der wichtigen Tätigkeiten, auch mei-
ner Organisation, ist eine Entmystifizierung des 
Wohlstandes, der angeblich anderswo herrscht. 
Es werden immer wieder Migranten aufgefunden, 
die ertrinken oder in der Wüste verdursten. Wir 
müssen versuchen, ihnen vor Ort die Gegeben-
heiten zu schaffen, mit denen es ihnen möglich 
wird, im Lande zu bleiben. Aber das kann nicht 
einer alleine schaffen. Wir brauchen Hilfe von 
außen im Sinne einer ausgewogenen Entwick-
lung, aber ohne Konditionalitäten. Wenn wir, wie 
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Herr Dr. Schmidt es gesagt hat, Möglichkeiten ha-
ben, unsere Jugendlichen in Europa auszubilden, 
dann muss das natürlich gesondert von der Frage 
der Flüchtlinge analysiert werden. Seit ich hier 
bin, habe ich nicht von Flüchtlingen gesprochen, 
sondern von Wirtschaftsmigranten. Wenn diese 
Leute nach Europa kommen, dann wollen sie ler-
nen und ihren Horizont erweitern. Das muss man 
nicht als eine Invasion sehen. Wenn jugendliche 
Senegalesen in die Pirogge steigen, dann weil es 
keine Fische mehr gibt, und sie neue Möglichkei-
ten für sich auftun wollen. Es gibt auch eine Imi-
tationsbewegung. Aber die ursprüngliche Ursa-
che für den Aufbruch ist das Geschilderte.  

Die Vorsitzende: Vielen Dank in die Runde, vie-
len Dank an die Sachverständigen für die Ant-
worten und den Kolleginnen und Kollegen für 
die Fragen. Wir kommen jetzt zum dritten Block 
mit dem Titel „Möglichkeiten einer konstrukti-
ven Entwicklungs- und Migrationspolitik, die die 
Potentiale von Migration für Entwicklung zur 
Geltung bringt“. Dazu begrüße ich als Sachver-
ständige Frau Dr. Julia Duchrow, Leiterin des Re-
ferats "Menschenrechte und Frieden" bei Brot für 
die Welt und Herrn Peter Bonin, Leiter für das 
Sektorprojekt „Migration und Entwicklung bei 
der GIZ. In der Fragerunde hat sich zunächst 
Frau Roth zu Wort gemeldet. 

Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Unser ehemaliger Bundespräsident Köhler, der 
unverdächtig ist, ein Grüner zu sein, hat vom Se-
negal gesprochen und von der dortigen Fischerei. 
Er hat vom Neokolonialismus gesprochen, und 
ich glaube, da hat er absolut recht gehabt. Ich 
möchte meine erste Frage an Frau Dr. Duchrow 
stellen und zwar geht es um die Definition von 
Fluchtursachen. In den vergangenen Jahren, ich 
kann mich daran erinnern, weil ich in den Ver-
handlungen dabei war, ging es um geschlechts-
spezifische, nichtstaatliche Verfolgung. Nach lan-
gen schweren Verhandlungen haben wir durch-
gesetzt, dass das anerkannt wird als Verfolgung. 
Jetzt haben wir das Phänomen, dass Millionen 
Menschen ihre Heimat verlassen müssen, weil 
sie dort einfach nicht mehr überleben können, 
also die so genannten Klima- und Umweltflücht-
linge. Sie beziehen sich auf die Nansen-Initiative, 
wo überlegt wird, wie man diesen Menschen 
rechtlichen Schutz gewähren kann und wir ha-
ben mit dem UNHCR und mit Pro Asyl eine lange 

Debatte geführt, ob man das ins Asylrecht mit 
aufnehmen soll. Wie sieht da Ihr Vorschlag aus? 
Es ist auf jeden Fall ein Fehler, wenn man sagt, 
das ist Erste-Klasse-, Zweite-Klasse- oder Dritte-
Klasse-Flucht, wenn jemand seine Heimat verlas-
sen muss, weil es nicht mehr zum Überleben 
reicht und die Zerstörung nicht zuletzt von den 
Industrienationen verursacht wurde. Da muss et-
was passieren, wie die Anerkennung und Aus-
weitung von Fluchtursachen. Ich habe diese 
Frage auch Herrn ten Feld schon gestellt. Sie sa-
gen zu Recht, dass aus vermeintlich vorüberge-
henden Fluchtsituationen oder Flüchtlingskrisen 
mehr und mehr dauerhafte Lebensrealität wird 
und dass humanitäre Hilfe darauf nicht die rich-
tige Antwort bieten kann. Wie sehen da Ihre 
Ideen und Vorschläge aus? Das ist eine Aufgabe, 
die wir haben, wenn es humanitäre Soforthilfe 
im Auswärtigen Amt geht und anderes im BMZ 
verankert ist. Wie sind da die Übergänge? Wie ge-
hen wir mit dieser anderen Realität um? Kann es 
eine „präventive Migrationspolitik, die entwick-
lungsorientiert gestaltet ist“ überhaupt geben? 
Das wird im Afrika-Konzept und in den Leitli-
nien der Bundesregierung so benannt. Kann es 
das überhaupt geben oder ist das eine Wunsch-
vorstellung, die wahrscheinlich so gar nicht ein-
zuhalten ist? Was halten Sie davon, wenn man 
entwicklungspolitische Zusagen oder Unterstüt-
zung daran knüpft, dass Länder Grenzüberwa-
chung machen und gegen unerwünschte Migra-
tion kämpfen? Es wird also eine Konditionalität 
hergestellt, die heißt, wir helfen euch mit Ent-
wicklungszusammenarbeit, aber dafür unter-
schreibt ihr uns, dass über eure Grenzen niemand 
kommen kann. Ist das legitim? 

Die Vorsitzende: Frau Heinrich. 

Abg. Gabriela Heinrich (SPD): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Ich habe eine Frage an beide Sach-
verständige: Ich habe als These gelesen, dass 
Migration weiblicher wird. Wenn das stimmt, 
warum ist das so? Was bedeutet das letztendlich 
im Hinblick auf eine entsprechende Strategie bei 
einer sinnvollen Entwicklungspolitik? Ich wäre 
dankbar, wenn meine verbleibende Redezeit un-
seren Gästen zur Verfügung gestellt wird. 

Die Vorsitzende: Herr Movassat. 
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Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Ich habe zu-
nächst einige Fragen an Frau Dr. Duchrow. Sie 
haben in Ihrer Stellungnahme auf die Studie „Im 
Schatten der Zitadelle - Der Einfluss des europäi-
schen Migrationsregimes auf Drittstaaten“ ver-
wiesen. Vielleicht können Sie hier die zentralen 
Erkenntnisse dieser Studie vorstellen, insbeson-
dere was es für die betroffenen Staaten und Ge-
sellschaften bedeutet, dass die EU die Migrati-
onskontrolle ausweitet, zum Beispiel in Westaf-
rika, wodurch die Reisefreiheit eingeschränkt 
wird. Vielleicht können Sie dazu noch einige 
Sätze sagen. Was wären aus Ihrer Sicht geeignete 
Ansätze der Entwicklungszusammenarbeit, um 
die Potentiale der Migration für Entwicklungslän-
der zu nutzen? Brain Drain war heute bereits an-
gesprochen worden. Vielleicht können Sie noch 
etwas zu den Auswirkungen in afrikanischen 
Ländern sagen, insbesondere im Gesundheitswe-
sen, wo es negative Auswirkungen geben soll. An 
Herrn Bonin folgende Fragen: Hier wurde in ver-
schiedenen Stellungnahmen darauf hingewiesen, 
dass die Gefahr besteht, dass die Entwicklungs-
politik Teil einer umfassenden Migrationskon-
trollpolitik wird. Wie stehen Sie dazu, dass auch 
Gelder der Entwicklungszusammenarbeit für 
Migrationskontrolle verwendet werden? Wie wol-
len Sie sicherstellen, dass Entwicklungszusam-
menarbeit nicht am Ende Instrument einer rest-
riktiven Migrationskontrolle wird bzw. dazu 
missbraucht wird? Auch an Sie die Frage zum 
Brain Drain: Wie kann man der Gefahr des Brain 
Drain entgegenwirken?  

Die Vorsitzende: Herr Dr. Kippels. 

Abg. Dr. Georg Kippels (CDU/CSU): Der Titel un-
serer heutigen Veranstaltung gibt drei Begriffe an: 
Flüchtlinge, Migration und Entwicklungspolitik. 
In diesem Block reduzieren wir die Fragestellung 
auf die Möglichkeit einer konstruktiven Entwick-
lung zur Migrationspolitik. Für mich stellt sich 
an dieser Stelle die Frage, inwieweit weisen 
diese Begriffe, wenn wir sie wirklich auf dieses 
Begriffspaar reduzieren, Schnittmengen auf? Be-
steht die Gefahr, gesellschaftspolitische Diskussi-
onen zu führen, die sich eigentlich auf die Bun-
desrepublik beziehen und den entwicklungspoli-
tischen Aspekt gar nicht berücksichtigen? Führen 
sie vielleicht zu einer Fehldefinition, gerade auch 
in der Kommunikation mit unserer Bevölkerung? 
Wir haben den demografischen Wandel in 

Deutschland unter verschiedenen Gesichtspunk-
ten zu bearbeiten, aber die Motivationslage für 
die maßgeblichen Entscheidungen in der Ent-
wicklungspolitik und auch der Migrationspolitik 
können durchaus andere sein. Deshalb die ganz 
konkrete Frage, wie überzeugend ist es, dieses 
Begriffspaar in ein Wechselverhältnis zu stellen, 
oder sollte man die Themenschwerpunkte unter 
verschiedenen Gesichtspunkten herausarbeiten. 
Die entscheidende Frage ist natürlich, inwieweit 
sollte man überhaupt generalisierend mit diesen 
Begriffen in eine Diskussion treten, oder sollte 
man nicht vielmehr versuchen, durch eine sau-
bere Begrifflichkeit die Arbeitsfelder besser zu-
ordnen zu können, auch unter den Gesichtspunk-
ten der Ressortverteilung. Das ist immer auch Ge-
genstand von Diskussionen, wer letztendlich in 
diesem Bereich Verantwortung tragen sollte und 
wer die entscheidenden Anstöße und Impulse 
gibt. Das kann möglicherweise zu einer besseren 
Vermittelbarkeit der Gesamtdiskussion, gerade 
unter der Überschrift Migrationspolitik, führen. 
Ich glaube, in der gesellschaftspolitischen Wahr-
nehmung ist das Wort Entwicklung vollkommen 
unstreitig, und es findet einen großen Konsens. 
Bei Migrationspolitik findet eine starke Sensibili-
sierung bereits im Diskussionsprozess statt, und 
vielleicht ist es schädlich, wenn man das zu eng 
miteinander verknüpft. 

Die Vorsitzende: Ich bitte jetzt zunächst Frau Dr. 
Duchrow um ihre Antworten, und anschließend 
erteile ich Herrn Bonin das Wort. 

Dr. Julia Duchrow (Brot für die Welt): Ich werde 
mit den Fragen von Herrn Stein anfangen, weil in 
der Logik kommt die generelle Frage nach Tren-
nung und Einteilung an den Anfang. Ich finde es 
gut, dass beides zusammen diskutiert wird, auch 
wenn es sich um unterschiedliche Bereiche han-
delt. Bei Flüchtlingen haben wir ein geltendes 
völkerrechtliches Schutzinstrument, und da gibt 
es klare völkerrechtliche Regeln. Im Migrations-
bereich entwickeln wir solche noch. Die Frage 
ist, was wir mit den erzwungenen Gründen da-
zwischen machen, wo es Notwendigkeiten der 
Ausweitung gibt. Aber die gemeinsame Diskus-
sion ist klar, weil die Migration und Asylpolitik 
der EU, Deutschlands und weltweit immer alle 
Gruppen betrifft. Deswegen betreffen die Men-
schenrechtsverletzungen, die in den Transitlän-
dern passieren oder die Auswirkungen auf die 
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Herkunftsländer die ganze Gruppe. Dennoch 
muss man sehr differenziert die einzelnen Grup-
pen anschauen und sehen, welche völkerrechtli-
chen Fragen auftauchen. Bei der Vermittlung in 
der Öffentlichkeit gehört es dazu zu sagen, es gibt 
klare Regeln, und wir haben uns dazu verpflich-
tet, für die Flüchtlinge da zu sein. Bei der Frage 
der Ressortabstimmung hatte ich bereits gesagt, 
dass die Auseinandersetzung des AwZ mit dieser 
Frage zu einer Politikkohärenz führen wird, die 
in diesem Bereich extrem wichtig ist. Es ist gut, 
dass sich das Auswärtige Amt und das BMZ, 
ebenso wie das BMI, damit beschäftigen, denn 
bislang wurde der Themenbereich hauptsächlich 
aus Sicht der Innen- und Sicherheitspolitik gese-
hen. Das ist der falsche Ansatz, weil er zu Be-
grenzung führt und zu schädlichen Auswirkun-
gen auf Entwicklungen. Das hat Herr Dicko sehr 
klar dargestellt. Jetzt zu dem Punkt, den Frau 
Roth angesprochen hat, das Thema Klimaflucht. 
Ich komme ursprünglich aus dem Flüchtlingsbe-
reich von Amnesty International, und deswegen 
liegt mir sehr viel daran zu sagen, dass wir die 
Genfer Flüchtlingskommission haben, die nicht 
aufgeschnürt werden kann. Das würde auf Dauer 
dazu führen, dass die erreichten Dinge verwäs-
sert werden. Man muss jetzt eigentlich neue In-
strumente schaffen, und da gibt es viele gute An-
sätze, die in der Nansen-Initiative angestoßen 
wurden. Diese Initiative führt zu Plattformen, in 
denen diskutiert wird und dann zu Konsultatio-
nen, bei denen dargestellt wird, was erforderlich 
ist. Es ist wichtig, neue völkerrechtliche Instru-
mente mit einer langfristigen Wirkung zu schaf-
fen. Beim Thema Klima spielt gerade die Binnen-
migration eine Riesenrolle, weil zunächst einmal 
die Wanderung im Inneren sichtbar wird. Man 
kann schwer nachweisen, dass wir Klimaflücht-
linge bei uns haben, weil dieser Grund ein indi-
rekter ist. Der Blick auf die Binnenmigration ist 
also wichtig, und man sollte UN-Prinzipien ent-
wickeln und im Rahmen von Klimaverhandlun-
gen auf das Thema eingehen. Die Wanderung ist 
dort eine Anpassungsstrategie, und da muss über 
Entschädigungsmaßnahmen nachgedacht wer-
den. Langfristige Flüchtlingskrisen sind ein sehr 
dramatisches Thema, denn die zunächst vorüber-
gehenden Krisen sind zu lang andauernden ge-
worden, und so werden sie auch dargestellt. Da 
spielen Neuansiedlungen, also resettlement, eine 

ganz große Rolle, und da sollte Deutschland wei-
tere Neuansiedlungsprogramme entwickeln. Es 
ist wichtig, dass man soziale Sicherungssysteme 
in den Ländern, in denen die großen Lager sind, 
entwickelt und weiter führt. Es gibt regionale 
Schutzprogramme, und die sollte man auch wei-
ter mit der EU betreiben. Es darf dabei jedoch 
nicht zu Auslagerungen und externen Flücht-
lingslagern kommen, wo dann Asylgründe ge-
prüft werden und die Menschen infolge dessen 
kein Recht mehr haben, Asyl zu beantragen. Die 
Überlegung, dass Migration weiblich ist, findet 
sich in einer anderen Stellungnahme sehr deut-
lich dargestellt. Das hat möglicherweise damit zu 
tun, dass die Migration, die wir erleben, nicht die 
absolute Armutsmigration ist, sondern sehr viel 
mit einem gewissen Empowerment zu tun hat. 
Aus unserer Sicht ist Migration etwas, wenn es 
nicht erzwungen ist, das da ist und wichtig ist 
und zur Selbstbestimmung gehört. Viele von uns 
nehmen das auch selbst in Anspruch, und das 
könnte diesen Punkt verstärken. Wichtig ist aber 
zu sehen, dass Frauen auf dem Weg viel gefähr-
deter sind als Männer, und darauf sollte man auf 
jeden Fall achten. Dann das Thema Auswirkun-
gen: Wir haben die von Herrn Movassat ange-
sprochene Broschüre zusammen mit Medico In-
ternational und Pro Asyl veröffentlicht. Darin un-
tersuchen wir die Länder Mauretanien, Senegal, 
Türkei und Moldau und diese betrachten wir ge-
mäß des Titels "Im Schatten der Zitadelle". Wir 
wollten nicht von einer Festung sprechen, son-
dern von einer Schatten werfenden Zitadelle. 
Herr Dicko hat es für den Senegal sehr gut darge-
stellt, wo Ausreise zu einer Kriminalisierung der 
Ausreisenden führt. Das ist völkerrechtlich aber 
nicht zulässig, denn auszureisen ist ein Men-
schenrecht. Bei Mauretanien ist es wichtig, dass 
eben die zirkuläre Migration und Migration zur 
Schaffung von mehr Wirtschaftskapazität führen. 
Diese wird dadurch extrem begrenzt, weil die 
Staaten weit weg von der EU gezwungen sind, 
ihre Gesetzgebung zu ändern, die zuvor viel libe-
raler waren. Das stellt diese Studie dar. 

Peter Bonin (Deutsche Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit, GIZ): Ich möchte mit dem 
Thema Kohärenz beginnen und meiner Vorredne-
rin beipflichten, dass dieses im Zentrum der Dis-
kussion stehen sollte. Kein Beispiel ist schöner 
als das Thema Migration und Entwicklung und 
wie sich die klassische EZ-Agenda ausweitet zu 
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einer Agenda der internationalen Zusammenar-
beit. Die Gründe dafür sind schon genannt wor-
den, und ich möchte hierzu ein Beispiel unserer 
praktischen Arbeit geben. Wir unterstützen Mig-
rantenorganisationen in ihrem entwicklungspoli-
tischen Engagement. Diese beantragen bei uns 
Projekte, die sie in ihren Herkunftsländern 
durchführen. Das sind Kleinprojekte, die nicht 
mit einem klassischen EZ-Projekt konkurrieren 
können. Gleichzeitig zeigen sie aber, dass ein 
Migrant, der sich für sein Herkunftsland enga-
giert, nicht automatisch schlecht integriert ist, 
sondern im Gegenteil gut integriert ist. Wir haben 
die Erfahrung in der praktischen Arbeit gemacht, 
wir machen EZ-Arbeit und arbeiten gleichzeitig 
auch zum Thema Integration. Zum Stichwort EZ-
Mittel für Migrationskontrolle: Prinzipiell folgt 
die Entwicklungszusammenarbeit dem Ziel, die 
Kapazitäten der Partner zu stärken, und da gibt es 
einen Bereich, wo vielleicht Kritik geübt wird. 
Herr Dicko hat bereits von Governance gespro-
chen, und die Stärkung von Good Governance in 
unseren Partnerländern kann im Migrationsbe-
reich dazu führen, Anträge zu bearbeiten, funkti-
onierende Asylsysteme aufzubauen. Am Ende 
geht es um die Stärkung von Regierungsstruktu-
ren und Entwicklung, auch in diesem Bereich. 
Gegen eine entsprechende Unterstützung spricht 
nicht viel. Aber ich denke, bei der Fragestellung 
hatten Sie noch andere Punkte im Hinterkopf. 
Wir wissen, dass jetzt knapp 50% aller Migranten 
Frauen sind. Bei unserer Arbeit mit Migrantenor-
ganisationen unterstützen wir immer wieder 
Frauenorganisationen. Eine wird in dem Raum 
hier vielleicht bekannt sei, nämlich Anwältinnen 
ohne Grenzen, die mit uns zusammen ein Klein-
projekt durchführen wollen zur Stärkung von 
Frauenrechten in den Partnerländern. Es wird zu 
einer weiteren Sichtbarkeit beitragen, weil die 
Akteure selber Migrantinnen sind und in der Re-
gion etwas tun, und hier nicht nur der klassische 
EZ-Praktiker aktiv ist. Wir versuchen Unterstüt-
zung zu leisten, dass Migration weiblicher wird. 
Letztes Thema Konditionalität, und wie die GIZ 
als Durchführungsorganisation des BMZ das fin-
det. Auch wenn ich nicht direkt gefragt wurde, 
möchte ich persönlich etwas dazu sagen, ohne 
dass wir als Durchführungsorganisation selbst 
eine Meinung dazu hätten. Wir tauschen uns aber 
mit unseren Kollegen aus und sehen natürlich, 
worüber gesprochen wird. Wir versuchen, einige 

Erfahrungen von anderen Durchführungsorgani-
sationen im EZ-Bereich, also von den Franzosen, 
Briten usw., einzusammeln. Die sagen, dass EU-
Mitgliedsländer ihre Erfahrungen mit solchen 
Versuchen gemacht haben und sie nicht funktio-
niert haben. Das ist jedoch Gehörtes und nicht 
qualifizierbar. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank Frau Dr. Duchrow 
und Herr Bonin. Und nun kommen wir zur zwei-
ten Fragerunde, Frau Roth. 

Abg. Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Bonin ich würde gerne nochmals auf die 
Rolle der Diaspora eingehen. Wo sind hier posi-
tive Möglichkeiten, und wo gibt es aber auch 
Probleme, und gibt es innerhalb der GIZ so eine 
Art Maßnahmencheck? Inwiefern entsprechen 
die Maßnahmen oder die Projektarbeit der GIZ 
tatsächlich den Anforderungen einer menschen-
rechtsbasierten Förderung von Migration? Gibt es 
den Menschenrechtscheck, und wenn nicht, was 
können wir tun, um Sie dabei zu unterstützen? 
Ich hätte dann doch gerne noch weitere Ausfüh-
rungen von Frau Dr. Duchrow zur Konditionali-
tät, wobei ich nicht verhehlen will, dass ich das 
verheerend finde. Es macht mir große Sorgen, 
dass man scheinbar verstärkt zu einer Stabilität 
von Regimen zurückkommt, die alles andere als 
menschenrechtlich oder demokratisch waren und 
wo genau solche Konditionalitäten, nicht nur von 
Frankreich oder Großbritannien, vorgegeben wor-
den sind. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Frau Roth. Frau 
Kofler bitte. 

Abg. Dr. Bärbel Kofler (SPD): Ich möchte ganz 
konkret bei Frau Dr. Duchrow nachfragen. Sie ha-
ben in Ihrem Papier unter dem Kapitel II „Chan-
cen und Grenzen Migrationsbeeinflussung unter 
besonderer Berücksichtigung der Instrumente der 
Entwicklungspolitik“ einige Punkte aufgezählt, 
die man so umsetzen könnte. Es geht bei einer 
solchen Anhörung auch darum, ein paar prakti-
sche Anregungen für unser tägliches politisches 
Handeln zu bekommen. Vielleicht können Sie da 
nochmal ein bisschen konkreter werden. Ich ma-
che es vielleicht an einem Beispiel fest: Sie 
schreiben über Ausbildungsprogramme und Part-
nerschaften, und das würde mit dem zusammen-
passen, was Herr Dicko vorher über zirkuläre 
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Migration gesagt hat, voneinander lernen und 
weiter denken. Jetzt gibt es konkrete Ansätze, 
hier über den DAAD zwischen Europa und Af-
rika, aber auch in Afrika selbst weiter zu kom-
men. Können Sie das noch weiter ausführen, wie 
man da einen Ansatzpunkt finden könnte, um 
hier das Thema Migration positiver aufzugreifen. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Frau Kofler. Herr 
Movassat. 

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Ich mache es 
kurz. Vielleicht könnten Sie beide nochmals auf 
das Thema Brain Drain eingehen und Ihre Sicht 
auf die Problematik, die vielleicht verschieden 
ist, schildern. Frau Dr. Duchrow, mich interes-
siert Ihre Position zum Thema Mobilitätspartner-
schaften und auch Ihre Kritik daran. Eine Frage 
habe ich noch an Herrn Bonin: Sie schreiben in 
Ihrem Thesenpapier, dass Versuche der Steue-
rung von Migrations- und Flüchtlingsströme, 
zum Beispiel durch Grenzschutz und Visaregime 
keinen Einfluss auf Migrationsursachen hätten 
und meist keinen entwicklungspolitischen An-
spruch verfolgen würden. In den Stellungnah-
men heute hat sich gezeigt, dass die Migrations-
abwehr, auch wenn es nicht beabsichtigt ist, auf 
jeden Fall negative Folgen auf die Entwicklung 
der Länder und Regionen hat. Wie bewerten Sie 
jetzt Ihre Aussagen vor dem Hintergrund der 
Stellungnahmen? Ist es nicht doch so, dass be-
stimmte Formen von Migrationsabwehr letztlich, 
zumindest als Nebenfolge, entwicklungspoliti-
sche Ansprüche konterkarieren und sich damit 
die Frage der Politikkohärenz weiterhin stellt? 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Movassat. 
Frau Pfeiffer. 

Abg. Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU): Ich habe nur 
eine kurze Frage und bin mir nicht sicher, ob 
überhaupt jemand von Ihnen diese beantworten 
kann. Mir geht es um die Post-2015-Agenda. Das 
Thema Flüchtlinge und Migranten ist ein Thema 
und mich würde interessieren, ob Sie eine Ah-
nung haben, wie das auf internationaler Ebene, 
also in diesem High-Level-Forum diskutiert wird 
und ob man jetzt schon absehen kann, in welche 
Richtung diese Diskussion erfolgt. 

Die Vorsitzende: Ich erteile nun noch einmal den 
beiden Sachverständigen das Wort. 

Dr. Julia Duchrow (Brot für die Welt): Zum 
Thema Brain Drain ist es so, dass man hier nicht 
richtige Zahlen angeben kann. Es gibt bislang nur 
im Pflegebereich das Problem, was von allen Sei-
ten anerkannt wird, aber auch da können wir 
keine genauen Zahlen benennen, die haltbar wä-
ren. Aus unserer Sicht ist es so, dass es sich um 
eine Diskussion handelt, die benutzt wird, um 
Migration zu begrenzen. Dennoch muss man an-
erkennen, im Pflegebereich gibt es dieses Prob-
lem. Unsere Forderungen, die wir zusammen mit 
der Diakonie entwickelt haben, ist die Struktur-
schaffung vor Ort, die dann ausgebildetem Pfle-
gepersonal auch Arbeitsmöglichkeiten gibt. Sogar 
Länder wie die Philippinen bilden oft nur für 
den Export aus, und das kann nicht sein. Es muss 
vielmehr ein klarer Fokus darauf gerichtet sein, 
dass die Strukturen vor Ort geschaffen werden 
müssen. Das Thema Konditionalität hängt sehr 
eng mit dem Thema Mobilitätspartnerschaften 
zusammen. Das ist aus entwicklungspolitischer 
Sicht gerade dann extrem problematisch, wenn 
es um Budgethilfe geht, je nachdem, an wen sie 
geht. Noch schwieriger ist es dann beim Thema 
Migration, aber hier findet es die ganze Zeit statt. 
Die ersten waren Schäuble und Sarkozy, die da-
mit auf EU-Ebene angefangen haben. In der Stu-
die beim Senegal kann man sehen, ohne es bele-
gen zu können, aber es gibt zeitliche Zusammen-
hänge zwischen einer Riesenzahlung aus Spanien 
und der Einführung von restriktiven Maßnah-
men. Man findet derartiges auch aktuell indirekt 
im Koalitionsvertrag, nämlich in den afrikapoliti-
schen Leitlinien der Bundesregierung. Es wird 
immer wieder gesagt, dass für Leistungen im Ge-
genzug Rückübernahmeabkommen abgeschlossen 
werden sollten. Zum Beispiel gilt das für die Mo-
bilitätspartnerschaften Deutschlands mit Ma-
rokko, Moldau, Georgien, Tunesien oder Arme-
nien usw., wo es zuvor Rücknahmeabkommen 
gegeben hat, bei denen Staatsangehörige, die ab-
geschoben werden, und Nichtstaatsangehörige, 
was sehr problematisch ist, betroffen sind. Das ist 
aus Sicht von Brot für die Welt ein absolutes No 
Go. Zum Thema Partnerschaften und positive Po-
tenziale, die damit sehr eng zusammenhängen: 
Ich verstehe, dass Sie etwas Konkreteres wollen. 
Aber aus meiner Sicht muss man sich erst die 
restriktive Politik anschauen, die überall herein-
spielt und alles begrenzt. Mit der Idee der zirku-
lären Migration, die sich auch in dem Gedanken 
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der Mobilitätspartnerschaften auf EU-Ebene fin-
det, haben wir große Probleme. Ich habe zuvor ei-
nen wichtigen Punkt vergessen: Auch wenn es 
keine Pflicht gibt, Migranten aufzunehmen, ha-
ben diese Menschen natürlich Rechte, und für sie 
gelten die Menschenrechte, egal, ob sie legal, 
ohne Papiere sind oder wie auch immer hier 
sind. Das ist ein ganz wichtiger Aspekt, der auch 
bei den Potenzialen eine Rolle spielt. Man muss 
die Rechte von Migranten stärken und die Poten-
ziale für die Zielländer und für die Herkunftslän-
der aufrecht halten. Herr Dicko hat bereits gesagt 
hat, dass das nicht mehr gegeben ist, wenn die 
Leute zuvor kaputtgemacht werden oder in Haft 
kommen usw. Bei der zirkulären Migration muss 
man auch den Familiennachzug als Recht be-
rücksichtigen. Bislang sind zwar wenige legale 
Einwanderungswege auf gesetzlicher Ebene ge-
schaffen worden, aber es gibt viele Partnerschaf-
ten, und das ist positiv. Hier müssen alle mit ein-
bezogen werden, so die Diaspora-Gemeinschaften 
und die Herkunftsländer. Dann können Plattfor-
men geschaffen werden, und man kann einander 
unterstützen. Das Thema Post-2015-Agenda will 
ich noch kurz beantworten, denn das ist ein ganz 
wichtiger Punkt. Auf dem letzten UN High Level 
Forum on Migration wurde das Thema angespro-
chen und von den zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen als wichtiger Punkt genannt. In der Post-
2015-Agenda soll der Beitrag der Entwicklung für 
Migranten von Migranten ganz stark betont wer-
den. Die Rechte und der Schutz von Migranten, 
egal welchen Rechtsstatus sie haben, müssen ga-
rantiert sein. Das gilt auch für die Arbeitsbedin-
gungen, die für diese Gruppen gelten. Da ist noch 
viel in der Diskussion, aber das Thema ist jetzt 
im Blick.  

Peter Bonin (Deutsche Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit): Auf Ihre konkrete Frage, 
ob es eine Art Migrationscheck bei der Planung 
von Entwicklungsprogrammen gibt, muss ich sa-
gen, dass es den in der Form nicht gibt. Jedem 
Praktiker bei der GIZ stellen sich die Nacken-
haare auf, wenn von Kennungen gesprochen 
wird, die man erfüllen muss. Es gibt nämlich die 
Handelskennung, es gibt die Genderkennung etc., 
und wir diskutieren immer, ob es nicht auch eine 
Migrationskennung geben müsste. Wir sind je-
doch der Meinung, dass wir sie nicht wirklich 
brauchen. Es ist vielmehr wichtig, und das versu-
chen wir auch, die Diaspora-Gruppen und andere 

Migrantengruppen in Deutschland, die über Ka-
pazitäten verfügen und einen guten Beitrag leis-
ten würden, entsprechend in unsere Planung ein-
zubeziehen. Das ist unser Vorhaben, auch im 
Vorfeld von Regierungsverhandlungen in einen 
Dialog einzutreten und Stimmen und Positionen 
einzufangen, damit diese entsprechend eingear-
beitet werden können. Inwiefern das dann ge-
nutzt wird oder nicht, wissen wir nicht immer. 
Das wichtigste in der Praxisarbeit ist, dass man 
die Gruppen kennen muss, und das ist nicht im-
mer leicht, weil es dabei nicht nur um Datenban-
ken geht. Aber da ist die GIZ gut, und wir haben 
Erfolge in der Zusammenarbeit, auch jenseits der 
Programme. Es werden reguläre TZ-Maßnahmen 
mit Input angereichert, den die Migranten geben. 
Die regionale Wirtschaftsförderung in Tunesien 
ist hier ein Beispiel, wo die Kollegen gemerkt ha-
ben, dass der langfristige Berater eines Vorhabens 
sinnvoller Weise der gut ausgebildete Tunesier in 
Deutschland sein sollte. Das kann man von Tune-
sien aus aber nicht so leicht identifizieren. Hier 
sind wir aktiv und bringen immer mehr ausgebil-
dete Migranten aus Deutschland mit den Vorha-
ben vor Ort in Kontakt. Zum Stichwort Brain 
Drain möchte ich noch etwas sagen, zumal die 
GIZ Programme für unterschiedliche Auftragge-
ber zur sogenannten Fachkräftesicherung durch-
führt. Im Zentrum steht natürlich auch hier je-
weils eine ganz umfangreiche und detaillierte 
Analyse über die möglichen Auswirkungen, um 
negative Folgen zu vermeiden. Da es eine sehr 
stark arbeitsmarktorientierte Tätigkeit ist, ist eine 
solche Analyse sehr teuer, aber notwendig. Ich 
muss mich mit der Einschätzung zurückhalten, 
da das prinzipiell eine Frage für Forscher ist; 
aber ich verweise an dieser Stelle auf ein Papier 
der SWP zum ethical recruitment und welche 
Entwicklungswirksamkeit das hat. Das ist wirk-
lich lesenswert. Ansonsten stimme ich Frau Dr. 
Duchrow zu, dass wir uns nicht so im Klaren 
sind, inwieweit wir das Thema Brain Drain wirk-
lich anbringen sollen. Weiterhin ist gefragt wor-
den nach dem Thesenpapier und dass Migrati-
onssteuerung keine Auswirkungen auf die Ursa-
chen hat. Das ist ganz wichtig und der Satz sollte 
so verstanden werden: Die Ursachen der Migra-
tion werden mit der Migrationssteuerung nicht 
bekämpft.  
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Zu guter Letzt möchte ich auch von meiner Seite 
noch einmal ganz kurz zum Thema Post-2015-
Agenda sagen, dass wir die Diskussionen aus 
fachlicher Sicht beobachten und jetzt erfahren 
haben, dass es offensichtlich doch eine stärkere 
öffentliche Bedeutung bekommen soll. Allerdings 
soll das nicht mit eigenen Zielen oder dem 
Grundverständnis, Migration tatsächlich als Ent-
wicklungspotential zu sehen, geschehen. Es wird 
die Themensetzung in verschiedenen Sektorpoli-
tiken bestehen, aber prinzipiell ist der Klassiker, 
wenn es um Migration und Entwicklung geht, die 
Kostenreduzierung für die Überweisungskosten. 
Ein weiteres zentrales Thema wird zusätzlich die 
Kostenreduzierung für die Migration selbst sein, 
nämlich Rekrutierungskosten und soziale Kosten 
für die Migranten selbst. Das sind Bereiche, in 
denen die Entwicklungsagenda ansetzen will. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank an die Sachver-
ständigen für ihre Ausführungen. Weil wir jetzt 
noch ein wenig Zeit haben, gebe ich Herrn Dicko 
nochmals das Wort. 

Alessane Dicko (AME – Assoziation Malischer 
Abgeschobener): Ich wollte noch einige Angaben 
machen und danke den beiden Rednerinnen, 
dass sie mir ihre Zeit zur Verfügung gestellt ha-
ben. Zu Brain Drain und gute Arbeitsbedingun-
gen gibt es eine Studie, an der ich teilgenommen 
habe. Dabei wurden die Arbeitsbedingungen für 
Migranten, und hier insbesondere unter dem As-
pekt von Brain Drain und damit der Wegfall der 
Qualifizierten bei der Entwicklung ihres Landes; 
Beispiele sind Mali und Senegal gewesen. Das 
war eine sehr, sehr wichtige Arbeit. Jetzt zum 
Rückkehrprojekt: Vor weniger als zwei Monaten 
waren wir beim European University Institut, 
dem EUI, in Florenz, das von der EU finanziert 
wird, und haben drei Tage über die Problematik 
diskutiert, warum die Rückkehrvorhaben der 
Migranten nicht funktionieren. Das entspre-
chende Tagungsmaterial ist öffentlich verfügbar. 
Es bewegt sich also etwas, und ich bin sehr 
glücklich, dass die Kommission angefangen hat, 
darüber nachzudenken. Es ist gut, dass wir end-
lich gehört werden, denn wir sind die Akteure, 
wir kennen die Gegebenheiten, die Sie dann mit 
den politischen Entscheidungen in Einklang 
bringen können. Es ist sicher auch eine Frage der 
Governance in unseren Ländern im Sinne der so-

zialen Gerechtigkeit. Ich möchte an Ihre Verant-
wortung appellieren und nicht an die Konditio-
nalität. Ich war im Oktober/November letzten 
Jahres in New York für einen High-Level-Dialog, 
und dort haben wir ein Abkommen mit den Re-
gierungen unterzeichnet. Wir haben bisher ge-
sprochen über den Zusammenhang von Migra-
tion und Entwicklung, aber dazu gehört auch 
noch anderes, nämlich die Menschenrechte, die 
Grundrechte und der menschliche Aspekt. Denn 
der menschliche Faktor ist für Entwicklung wich-
tig. Man kann Entwicklung nicht aufbauen, ohne 
den wichtigsten, den ersten, den prioritären Fak-
tor, nämlich den menschlichen zu berücksichti-
gen. In dem Abkommen werden acht Punkte über 
fünf Jahre hin angesprochen, und wir werden die 
verschiedenen Regierungen und Interessengrup-
pen in regelmäßigen Abständen ansprechen, um 
festzustellen, welche Fortschritte bei diesen acht 
Punkten gemacht worden sind. Dann können wir 
feststellen, inwieweit es Perspektiven oder Alter-
nativen für Migranten in den Zielländern, aber 
auch in den Ursprungsländern gibt. Es tut sich et-
was, aber man muss diese Perspektiven mit zu-
verlässigen Partnern diskutieren, deren Ziel es 
wirklich ist, dafür zu sorgen, dass unsere Bevöl-
kerungen hier und in den Herkunftsländern ein 
besseres Leben haben. Gerade im Bereich Medi-
zin tut sich vieles, obwohl gerade hier die Ab-
wanderung problematisch ist, aber auch hier 
kann man mit gutem Willen sehr, sehr vieles be-
wirken. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Herr Dicko, vielen herzlichen 
Dank. Meine Damen, meine Herren Sachverstän-
dige, ich bedanke mich vielmals bei Ihnen, dass 
Sie heute Rede und Antwort gestanden zu haben 
Es ist ein weites Feld, und wir als Entwicklungs-
politiker sind froh, dass dieses Thema endlich 
wirkliches Interesse erfahrt. Der Unterausschuss 
für Auswärtige Kulturpolitik hat am 30. Juni 
2014 ebenfalls eine Anhörung, wo dieses Thema 
aufgegriffen wird, und auch der Innenausschuss 
wird noch eine Anhörung, soweit ich weiß, 
durchführen.  
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Herzlichen Dank auch den Zuschauerinnen und 
Zuschauern auf der Tribüne. Ich hoffe, Sie hatten 
eine spannende Anhörung. Nun wünsche ich 
Ihnen einen guten Nachhauseweg und einen 
schönen verbleibenden Tag. 

 

Schluss der Sitzung: 17:38 Uhr 

 
 
 
 
 
 

  
 
Dagmar G. Wöhrl,   Jürgen Klimke 
MdB, Vorsitzende  MdB 














































































